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Geneigte Leserin,
geneigter Leser,

wieder ist für uns ein erfolgreiches Jahr zu Ende gegangen, und 
das neue, 2004, wird gleich mit einer der größten und traditi-
onsreichsten Demonstration eingeläutet – mit der „LL-Demo“, 
so genannt, weil sie an die Ermordung der beiden Vordenker 
der KPD, Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, erinnert. Damals, 
im Januar 1919, gab es in Deutschland, seit 1848, endlich wieder 
revolutionäre Bestrebungen den Kaiser und die ihn stützende 
Bourgeoisie zu stürzen und ein neues Gesellschaftsmodell, dass 
zu dieser Zeit in der Sowjetunion bereits praktiziert wurde, ein-
zuführen. 
Es sollte den Arbeitern und Angestellten nicht nur bürger-
liche Rechte, sondern auch soziale Rechte zubilligen und alle 
Bewohner   Innen des Landes, und keine kleine Elite, sollten die 
Politik bestimmen können.
Doch durch interne Streitigkeiten und die Zusammenarbeit von 
regierender SPD und Überbleibseln des kaiserlichen Militärs 
konnte diese sozialistische Revolution verhindert werden, und 
unter Beibehaltung der alten Strukturen und des kaisertreuen 
Verwaltungsapparates wurde die Weimarer Republik etabliert.
Rosa und Karl mussten dafür, wie so viele andere, ihr Leben 
lassen – ermordert von regierungsnahen Freikorps (bewaff nete, 
national konservative Gruppen). Der Rotdorn wird auf der LL-
Demo natürlich wieder vertreten sein.
Nachdem die Demo am 1.November sehr gut besucht war und 
ein starkes Signal gegen den geplanten Sozialkahlschlag setzte, 
gehen jetzt verstärkt die StudentInnen auf die Straße, um gegen 
die in Berlin, und bundesweit, geplanten Kürzungen im Hoch-
schulbereich zu protestieren. Der Leitartikel und das Interview 
mit Prof. Grottian setzen sich ausführlich mit den Hinter gründen 
und den Protestformen auseinander.
Auch in dieser Ausgabe beschäftigen wir uns weiter mit dem 
geplanten Umbau des Sozialstaats, aber wir gucken auch wieder 
ins Ausland und können euch mit sehr interessanten Beiträgen 
aus Bolivien und dem Baskenland beglücken.
Leider gab es im letzten Jahr auch wieder eine negative Nachricht 
für die Redaktion: der Erbe des Schriftstellers Erich Kästner hat 
uns auf Schadensersatz über 700 Euro verklagt, weil wir in der 
35. Ausgabe ohne vorherige Zustimmung das Gedicht „Das letzte 
Gericht“ von Kästner abgedruckt und im Internet ver öff entlicht 
hatten. Dies haben wir zwar mittlerweile geändert, aber die 
Klage steht weiterhin im Raum. Für unsere eh ren amt liche 
Redaktion ist das wirklich viel Geld, weil alles was wir haben 
für den Druck und die Verschickung draufgeht. Deshalb haben 
wir eine große Bitte an euch: könntet ihr uns durch eine kleine 
Spende ein wenig unterstützen? Selbst geringe Beträge würden 
uns schon ein bisschen helfen. Die Bankverbindung fi ndet ihr im 
Impressum. Natürlich wird es auch ein kleines Dankeschön von 
uns geben!
Eigentlich wollten wir  Spuckies für den Rotdorn drucken lassen, 
um auch im Straßenbild vertreten zu sein, das müssen wir jetzt 
leider erstmal nach hinten verschieben.

Aber wir lassen uns nicht entmutigen, gucken froh gesinnt ins 
neue Jahr und hoff en ihr habt viel Spaß beim Lesen,

Eure Rotdornredaktion
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Die Forderungen: Ausblick auf drei Ebenen
1.  Auf der Institutsebene

Lehrbeauftragte/ Privatdozenten sollen vernünftig bezahlt werden
Demokratisierung der Lehrplanung: Studenten nehmen aktiv an der 
Vorbereitung und Planung des nächsten Semesters teil
Wiedereinführung von autonomen Seminare und Projekttutorien, für  
unabhängiges Lernen und Lehren und Aufrechterhaltung der weiteren 
Selbstständigkeit des Lehrens und Lernens

2. Auf der Universitätsebene
Analysierung des Universitätshaushaltes im Januar nach strikten Kriterien: wo 
müssen Kürzungen – wenn wirklich unvermeidlich – überhaupt sein? Hierbei gilt:

bei Fächern zuletzt
Erhaltung von kompletten Studiengängen
Sparen bei der zentralen Universitätsverwaltung
Hochschullehrer sollten bereit sein, 10% ihres Einkommens in die Verbesse-
rung der Lehr- und Lernbedingungen umzusetzen

Umsetzung von folgenden Punkten in den Studienbestimmungen:
Mehr Mitbestimmung der Studenten in den einzelnen Gremien
Öff nung der Hochschulen durch Abschaff ung des Numerus Clausus 

3. Auf der Landesebene
Schaff ung eines „Runden Tisches”, bestehend aus vier gewählten StudentInnen-
vertretern, dem regierenden Bürgermeister, dem Finanzsenator und dem Wissen-
schaftssenator. Der Rahmen dieses Treff ens sieht wie folgt aus: 
keine weitere Podiumsdiskussion sondern ergebnisorientierte und rechtsver-
bindliche Verhandlungen unter der Maßgabe, alternative Logik der Einnahmen 
und Ausgaben im  Aushandlungsprozess gegenüberzustellen. Kurzfristige Ziel-
setzung dieser „langen Nacht des Showdowns” sollte zunächst sein:

sofortige Ausfi nanzierung von 135 000 Studienplätzen in Berlin
Vermeidung von Studiengebühren und Studienkonten jeglicher Art

Junge Kreative zum Protest!Junge Kreative zum Protest!
Leitartikel zum Bildungsnotstand 

lern mit entschlossenem 
Sprung in der trüben Spree 
baden geht - so wie es uns 
die Bildung vormacht. Originelle 
Ideen, ungebremste Energie, wütende 
Schreie, wenn die Polizisten besetztes 
Privateigentu  m räumen.

Protest ist wichtig!
Warum eigentlich überhaupt das Ganze?
Neben dem revolutionärem Pathos, der 
wie Phönix aus der Asche zu entstehen 
vermag, irrt diese eine Frage durch die 
Hochschullandschaft und ist Grundlage 
jeglichen studentischen Handelns.
Die Kritik – der Kampf – mag vereinen, 
der Protest gemeinsame Erfahrung 

bringen, doch um was kämpfen, wenn 
Realität und Utopie wie zwei aufeinan-
derfahrende Züge zusammenprallen?
Persönliche Betroff enheit bringen die 
Protestierenden auf die Straße, aus 
jeder Straße scheinen sie zu kommen 
und sich zu vereinen. Es geht um 75 
Mio. €, die der Bildung in Berlin bis 

Berliner Universitäten im Streik
Mit Schlafsack und Campingkocher vor 
dem Roten Rathaus wochenlang Mahn-
wachen halten, in Sensenmann-Uni-
form wird die Bildung im Sarg zu Grabe 
getragen und die längste Vorlesung der 
Welt wird auch nachts 3 Uhr in eisiger 
Kälte gehalten. Ver ausgabung und 
totale Erschöpfung waren meist die 
Folgen dieses selbstlosen Einsatzes ge-
gen die Bildungs kürzungen. „Frisch ge-
strichen!“ steht auf den Transparenten. 
Und „Sparglöckchen klingelingeling“ 
wird auf dem Weihnachtsmarkt mit 
um gedichteten Texten gesungen. 
Noch bevor erste Forderungen geklärt 
werden konnten, meldeten sich Einige 
aus der aufgeheizten Masse zu Wort: 
„Lasst uns endlich in den Streik treten!“ 
„Vernetzt euch, Engagiert euch!“ rufen 
die Plakate der ASTA zum Protest auf. 
Die Institute wurden besetzt. In ver-
rauchten Uni-Cafés wurde über Aktio-
nen beraten: neu, länger und vor allem 
kreativ. Nach vier Wochen Uni-Streik 
äußerte sich der Wissenschaftssenator 
Berlins Dr. Thomas Flierl, er sei erstaunt 
über das Durch haltevermögen und den 
Ideenreichtum des Studentenprotests.
Spaß macht das Ganze natürlich auch 
noch: bei Sleep-Ins über neue Gesell-
schaftssysteme diskutieren... Die Archi-
tekturstudenten der TU erwärmen sich 
ihre erstarrten Hände über brennenden 
Mülltonnen und halten ihre Seminare 
in selbstgebauten Slums. 
„Wir hatten einfach die Idee, da jetzt 
reinzugehen!“ erzählt eine Erstür-
merin der PDS-Zentrale, die ihr neu 
er  obertes Reich in eine Streikzentrale 
ver  wandelten. Die Genossen der PDS 
wurden sogar sozial: sie erklärten 
den Parteienbesitz in den Händen der  
diskussionsbereiten Besetzer für gut 
aufgehoben und schickten Abgesandte 
ihrer Partei vorbei. Diese blieben für die 
Diskussion gleich bis in die Nacht. 

Protest kann anstrengend sein!
Ob das ganz banal dort ist, wenn man 
die Faust eines grünen Staatsdieners 
im Gesicht spürt oder „Das letzte 
Hemd für die Bildung“ gibt und dabei 
bei frostigen 3 Grad splitternackt über 
den Ku‘damm sprintet oder mit den 
anderen aufbegehrenden Hochschü-
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Das ist nicht nur hier in Deutschland so, 
nein, auf der ganzen Welt,
wird das, was einst für alle war, geraubt:
es zählt nur noch die Verwertbarkeit, 
die drückt sich aus in Geld,
und daran wird wie einst an Gott geglaubt!
Darum geht es uns nicht allein um Hochschulpolitik,
die ist doch nur ein Teil vom großen Spiel,
unser Weg ist der Protest und unser Mittel die Kritik
und ne andere Gesellschaft unser Ziel!
Hochschulprotestsong des Otto-Suhr-Instituts (FU)
Der Song ist als MP3 unter www.1zu0.de herunterzuladen

Proteste gegen „das große Streichen“:
Oben: Besetzung der PDS-Zentrale, 
Unten: besetztes taz-Gebäude

Maria & Patrice

Der aktuelle Bildungsabbau betriff t 
nicht nur die Hochschulen und Stu-
denten. Auch Schüler und Lehrer sind 
mit immer schlechter werdenden Lern-
bedingungen konfrontiert.
So wurde bereits vor über einem Jahr 
die Arbeitszeit der Lehrer erhöht, was 
natürlich weniger Vorbereitungszeit 
für die Lehrer und für die Schüler ge-
stresste Lehrer bedeutet. Außerdem 
wurde die Lernmittelfreiheit abge-
schaff t. Nunmehr muss die Familie des 
Schülers die Kosten aufbringen.
Jetzt sollen mehrere Schulen z.B. in 
Pankow, Prenzlauer Berg und Weißen-
see gleich geschlossen werden. Dabei 
sollen jeweils zwei Schulen fusioniere n. 
Eine Schule zieht zu der anderen. 
Welche der beiden Schulen schließen 
muss, ist noch nicht  überall klar. Auf 
jeden Fall sollen nach dem Rotdorn 
vorliegenden Informationen folgen-
de Schulen betroff e n sein: die Max 
Born-Oberschule fusioniert mit dem 
Friedrich List-Gymnasium, die Pasteur-
Oberschule mit dem Camille Claudel 
Gymnasium, die Bühring-Oberschule 
mit der Wieland Herzfelde-Ober schule 
und auch die Gauß-Gymnasium ist in 
der Diskussion.
Argumentiert wird mit dem Geburten-
knick. Tatsächlich wollten kurz nach der 
Wende erst mal nur wenige Frauen Kin-
der in den unsicheren Zeiten bekom-

men. Zwar ist nun der Prenzlauer Berg 
einer der kinderreichsten Gegenden, 
doch zunächst gehen die Jahrgangszah-
len für die 7.Klasse zurück. Aber anstatt 
die Gelegenheit produktiv zu nutzen 
und die Klassenstärke zu verringern, 
was der größte Garant für bessere 
Lernerfolge wäre, werden die Schulen 
einfach geschlossen. Auch wenn in ein 
paar Jahren die Anzahl der Siebent-
klässler wieder ansteigt: Die Schüler 
werden aus dem gewohnten Lernum-
feld (Klasse, Freunde, Lehrer, Schulge-
bäude …) herausgerissen. Sie müssen 
nun in einer zusammengewürfelten 
übrig gebliebenen Schule ihren Ab-
schluss machen.
Am 12.11.2003 fand eine erste Demo der 
betroff enen Schulen statt. Ein erster 
Teilerfolg war, dass die Bezirksverordne-
tenversammlung Pankow-Prenzlauer 
Berg-Weißensee beschlossen hat, 
dass zunächst weitere Schüler an den 
Schulen aufgenommen werden. Dies 
beweist, dass noch nicht alle Messen 
gesungen sind. Es lässt sich also noch 
etwas reißen … Jedoch muss der Wi-
derstand noch größer werden, um eine 
Chance auf Erfolg zu haben. Dazu ist 
eine breite Vernetzung der Schulen 
erforderlich. Außerdem sollte aus den 
Schulgremien heraus der Protest ge-
stärkt werden.

Carlo Mansfeld & sk

Schulschließungen – muss das sein?

2009 gekürzt werden. Alle wissen, daß 
die Sparumsetzung an den Universi-
täten nicht nur die Beschneidung der 
Lehrkörper beinhalteten wird, sondern 
auch einzelne Schließung ganzer Fach-
bereiche bedeuten könnte. 
Dagegen wehren sich z. B. die Agrar -
wissenschaftler, die ihre Fahrzeuge aus 
dem Institut zur Verfügung stellen;  

der Mini-Traktor erinnert an die 
Demonstrationen im Wendland gegen 
die Castor-Transporte: „Kein Tag X für 
Faktor B“ könnte ein Spruch lauten! 
Es geht also um etwas Grundsätzliches: 
das an sich kostenfreie Gut „Bildung“ 
wird auf eine harte Probe gestellt! In 
solchen Zeiten mit Studienkonten in 
der Öff entlichkeit hausieren zu gehen, 
bedeutet, die Hochschule unter öko-
nomischen Aspekten effi  zienter zu ge-
stalten und sie von der Ge-
schwindigkeit des Marktes 
überrollen zu lassen bzw. 
der Hochschuldebatte fei-
ge zu entgehen! 
Es geht also vielmehr um 
die Frage, unter welchen 
Bedingungen das Gut „Bil-
dung“ weiterhin kostenlos 
zur Verfügung gestellt 
werden kann. Wenn in 
der Bundeshauptstadt 
schon derartige Mittel zur 
Haushaltskonsolidierung 

herhalten müssen – wenn es schon 
soweit ist – dann liegt es nun an den 
Studierenden selbst , mit Unterstüt-
zung der Universitäten, alternative 
Finanzierungs- und Einnahmequellen 
zu erkunden und zu erschließen. 
Der Protest kann auch hier wie ein Leit-
faden wirken, den man als Grundlage 
zu einem gemeinsamen Dialog mit 
Entscheidungsträgern und Betroff enen 
aufgreifen sollte, denn:
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unterwirft, wie es die Regierung durch-
gängig tut.
• Der Widerspruch zwischen den ehema-
ligen Grundsätzen der SPD und der Grü-
nen und dem realen Re gie rungs han deln 
ist unübersehbar. Damit verbunden ist 
eine völ li ge Lähmung der “bis he ri gen” 
Linken, seien es die Gewerkschaften aus 
Rück sicht auf die SPD oder die ehemalige 
Friedens-  und An ti atom kraft be we gung 
aus Rück sicht auf die Grünen. Das ist es 
auch, was die Schröder- Regierung so 
interessant macht für die Un ter neh mer. 
Auf der anderen Seite formiert sich eine 

neue an ti ka pi ta li sti sche, au ßer par la m-
en ta ri sche Be we gung mit völ lig neuen 
Grup pie run gen, An sät zen und Aktions-
formen. Die ses Spektrum reicht von den 
„Zapatistas“ in Mexiko, über die „tute 
bianche“ in Italien bis zu „attac“ und 
vielen, vie len anderen Gruppen, die man 
gar nicht alle aufzählen kann. Wir erklä-
ren uns solidarisch mit dieser Bewegung, 
die gegen die ausbeuterische Globalisie-
rung, gegen krie ge ri sche Mittel, gegen 
die Zerstörung unserer Erde und für eine 
andere Welt, ohne Ausbeutung und Un-
 ter drüc kung eintritt. Wir verstehen uns 
als Teil dieser Be we gung.
• Die Widersprüche, die eine neolibe-
rale Politik pro du ziert, werden weiter 
wach sen und auch der Widerstand 
gegen sie. Dieser Widerstand muss von 
links ge stärkt und aufgefangen wer-
den, wenn wir nicht am Ende po li ti sche 
Macht habene ganz an de rer Cou leur ha-
ben wollen, als wir uns heute vor stel len 

Die Rotdornredaktion

• Wir sind eine kleine Gruppe junger 
Menschen die sich politisch einmischen 
wollen, weil wir denken, dass es eine 
Ka ta stro phe wäre, wenn sich an dem 
kapitalistischen Prinzip, das Wich tig ste 
ist Geld und Profi t, nichts ändern würde. 
Egal wel ches Politikfeld man be trach tet: 
Haushaltslage, Standort, Profi t der gro-
ßen Un ter neh men stehen bei politischen 
Entscheidungen über Bedarf, Notwendi-
gem und Mensch lich keit.
• Wir wollen gemeinsam ein profi liertes 
und ambitioniertes Zei tungs pro jekt 
ver wirk li chen. Wir verstehen uns als 
unabhängige, linke Ju gend zeit schrift. 
Dankenswerter Weise fi nan ziert uns 
die PDS die Druck ko sten, so dass wir 
den Rotdorn ko sten los verteilen kön-
 nen. Da uns die PDS weder beim Inhalt 
noch beim Lay out oder sonst irgendwie 
bei der Er stel lung der Zeitung reinre-
det, sind wir absolut unabhängig. Jeder 
„nor ma le“ Journalist muss auf alle 
mög li chen Interessen Rücksicht nehmen 
(Chef re dak teur, An zei gen kun den …). Wir 
haben diese Zwänge nicht. 
• Notwendig sind nicht po li ti sche Ein-
 tags fl ie gen und Hau Ruck- Aktionen, 
son dern ein langer Atem. Wir geben 
den Rotdorn seit über 10 Jah ren her aus 
und wir sehen kei nen Grund, war um es 
nicht noch 100 werden sollten.
• Kein Redaktionsmitglied verdient 
ei nen Cent für seine Mitarbeit. Alle Ent-
 schei dun gen werden in der Redaktion 
demokratisch getroff en. Es gibt keine 
Hierarchien oder Privilegien.
• Wir haben keinen kurz fri sti gen, gran-
diosen Lösungsweg aus dem gegenwär-
tigen ge sell schaft li chen Schlamassel 
an zu bie ten. Wir glauben auch nicht, 
das nur wir schlaue Ide en haben und 
es deshalb nur bei uns Sinn macht, sich 
po li tisch zu engagieren.  In Wahr heit gibt 
es viele Mög lich kei ten politisch etwas 
zu ver än dern und sich einzubringen. 
Deshalb geben wir auch ver schie de nen 
linken Grup pen die Möglichkeit zur Ver-
 öff  ent li chung.
• Rot – Grün hat sich als linkes Reform-
projekt und ge sell schaft li che Alter  native 
er le digt. Die dringend not wen di gen sozi-
alen und öko lo gi schen Veränderungen in 
Deutsch land und in der Welt sind nicht 
zu erreichen, wenn man politisches 
Handeln dem Willen der Wirtschaft und 
kapitalträchtigsten Lob by ver bän den 

möch ten.
• Grundlegende ge sell schaft li che Um-
 wäl zun gen sind nicht mög lich, wenn 
nicht zuvor eine große Mehrheit der 
Be völ ke rung “das Alte” grund sätz lich in 
Frage stellt. Mo men tan ist dies aber nur 
ein kleiner Teil der Be völ ke rung, der das 
System grundlegend und grund sätz lich 
ablehnt. Von daher ist die Schaff ung ei-
ner Ge gen öff  ent lich keit, die Al ter na ti ven 
zur herr schen den Politik benennt und 
dar stellt, die wichtigste Aufgabe der 
deutschen Linken in den näch sten Jahr-
zehnten. Dieser „Kampf um die Köpfe“ 
ist Vor aus set zung für jede grund sätz -
li che gesellschaftliche Änderung. Mit 
un se rer Zeit schrift, Rotdorn, wollen wir 
ein in unseren Kräften lie gen den Beitrag 
dazu leisten, den Kampf um die Köpfe 
auf zu neh men. 
• Außerparlamentarische Ar beit in pro-
gressiven Be we gun gen ist wichtiger 
als das Gerangel um Pöstchen und das 
Finden von par la men ta ri schen Mehr-
heiten. Par la men ta risch ist bei der mo-
 men ta nen gesellschaftlichen Lage und 
den bestehenden Kräf te ver hält nis sen 
nichts grund le gen des in diesem Land 
zu verbessern.
• Die parlamentarische Ver tre tung der 
Linken, die PDS, sollte ein Sprachrohr der 
Ge gen öff  ent lich keit sein. Sie sollte das 
Par la ment dazu benutzen al ter na ti ve 
Lösungen für bestehende Pro ble me der 
Öff entlichkeit dar zu stel len. Damit dieses 
über haupt möglich ist, setzen wir uns 
für den Wiedereinzug der PDS in den 
Bundestag ein.
• Wenn gesellschaftliche Ent  schei d-
  un gen letzt lich von dem Profi twillen 
Einiger be stimmt werden, wie wir es 
momentan in den ka pi ta li sti schen Indus-
triemächten er le ben, sieht es ins ge samt 
schlecht aus um diese Welt. Wenn das 
Maß aller Dinge Profi t und Geld ist, wer-
den die Probleme der Welt nicht gelöst 
werden können, son dern sich verschär-
fen. So ist in 30, 50 oder 70 Jahren ein 
Überleben auf der Erde nicht gesichert, 
egal wie die Ka ta stro phe genau aussehen 
mag. Die Frage Sozialismus oder Barba-
rei, die schon Rosa Luxemburg stellte, 
ist daher aktueller denn je. So ist unser 
politisches Handeln nicht Selbst zweck 
oder Selbst be frie di gung, sondern der 
Ver ant wor tung der Erde und un se rer 
Nachkommen gegen über geschuldet.

 •wer wir sind und was wir wollen• 

Karl Liebknecht
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Peter Grottian
wurde am 27. Mai 1942 in Wuppertal geboren, stu-
dierte Sozial wissenschaften. Er promovierte 1973 
und ist seit 1979 Professor für Politikwissensschaft 
am Otto-Suhr-Institut der  Freien Universität Berlin, 
seit 1985 hat er eine Teilzeit-Professur  inne.  
Er sitzt im Vorstand des „Komitees für Grundrechte 
und Demokratie“ und hat u. a. die  „Initiative 
Banken skandal“ mitgegründet. Weiterhin ist er im 
Berliner Sozialforum aktiv.

Zeitgleich mit dem Streik an den Berliner Uni ver sitäten legte der Hochschul professor mit 
zwei anderen Kollegen demonstrativ seine Arbeit nieder, um sich mit den Studenten zu 
solidarisieren. 
Mit ihm sprach der Rotdorn  über den Uni-Streik, den Bankenskandal in Berlin und den 
Sozialabbau im Zuge der rot-grünen „Agenda 2010“. 

Rotdorn: Professor Grottian, warum 
sind Sie in den Streik getreten, obwohl es 
Ihnen eigentlich verboten ist?
Grottian: Prof. Wolf-Dieter Narr, Prof. 
Dr. Fritz Vilmar und ich haben das ge-
tan, weil wir zeigen wollten, daß wir 
die Lehr- und Studienbedingungen für 
nicht mehr akzeptabel halten und auch 
ein für die Studierenden ermutigendes 
Zeichen zu setzen, daß auch Hoch-
schullehrer Regeln verletzen und das 
nicht für eigene Privilegien einsetzen, 
sondern daß es primär um die Studien-
bedingungen geht.
Natürlich darf ein Beamter  nicht strei-
ken, wenn sie es trotzdem machen, 
müssen sie wissen, daß sie bestraft 
werden. Und die Bestrafung geht 
nicht gleich bis zum Rausschmiss in 
aller Regel, aber es könnte eine Gehalts-
reduzierung auf Zeit erbringen.

Rotdorn: Wo konkret sollte Ihrer 
Meinung nach die Protestbewegung 
ansetzen?
Grottian: Wenn man die Frage der 
„Agenda 2010“ in einem Zusammen-

hang sieht auch mit dem Bildungs-
abbau, dann sind ganz andere Pro-
test– und Konfl iktformen eigentlich 
notwendig. 
Und dazu gehört auch, daß Menschen, 
die in Kirchen, im Öff entlichen Dienst, 
in Wohlfahrtsverbänden arbeiten, 
daß – wenn die unter unsäglichen 
Bedingungen arbeiten (bis zu 130 Stu-
dierende auf 30 Seminarplätze) – sie 
durch Arbeitsniederlegung auch versu-
chen einzuklagen, daß mehr Personal 
für bestimmte Bereiche öff entlicher 
Dienstleistung bereitgestellt werden. 
Also haben wir ein Gegenkonzept 
entwickelt, in dem wir für die Institut-
sebene als auch für die Landesebene 
Alternativvorschläge gemacht haben, 
die es möglich machen, nicht nur für 
die Hochschulen, nicht nur für die 
Lehr- und Lernbedingungen Verbesse-
rungen zu erreichen, sondern wo die 
Gesamthaushalts situation verändert 
wird. Beispiel: Ich habe selbst vorge-
schlagen, wenn es um die Privilegien 
geht und um die Ver besserung von 
Lehr- und Lern situation, daß wir auf 
der Landesebene nur mäßige Erfolge 
haben werden, was  ja wahrscheinlich 
absehbar ist, denn zur Debatte steht, 
daß Hochschullehrer 10% ihres Einkom-
mens in Verbesserung der Lehr– und 
Lernbedingungen umsetzen müssen! 
Wenn wir das wirklich machen wür-
den, dann würden wir die Hälfte der 
Professoren nicht streichen müssen. 
Und auf Landesebene genau das Glei-

che: Wir können uns nicht damit ab-
fi nden mit der sogenannten „Sparrazin 
Logik“, die eigentlich nur auf der Ebene 
der Ausgaben versucht, alles reinzuho-
len, sondern wir brauchen ganz andere 
Debatten. 

Rotdorn: Welche Debatten meinen Sie 
konkret?
Grottian: Eine Debatte müßte man 
über den Schaden führen, den die 
Bankgesellschaft angerichtet hat! Und 
dann bin ich radikal dafür, daß Berlin 
eine Initiative ergreift in der Auseinan-
dersetzung über eine föderale Finanz-
verfassung, was Berlin erlaubt, in einer 
solchen Notsituation, in der das Ge-
meinwesen selbst in der Lage ist, durch 
eine Art „Notsteuer“ oder durch eine 
Art kommunale Einkommenssteuer 
bei denjenigen Haushalten zusätzliche 
Einnahmen zu beziehen, die es ökono-
misch vertragen können. 
Es gibt ungefähr 400 000 Haushalte, die 
auf der „ökonomischen Sonnenseite“ in 
Berlin leben, und es ist doch wohl nichts 
dagegen einzuwenden, wenn man 
dies e Haushalte moderat heranzieht! 
Die Verschuldungs dynamik könnte 
leicht gebremst werden, und man kann 
darüber reden, ob man möglicherweise 
nicht ein Sonderprogramm für Kinder, 
für Jugendliche, für Schule, für Bildung 
aufl egt! Wir sollten uns dem Gemein-
wohl verpfl ichtet fühlen. Auch wenn 
das Bundesverfassungs gericht in Karls-
ruhe entschieden hat, daß Berlin in 

seinem Haushaltsnotstand 
geholfen werden soll, kann 
das Verfahren sehr lange 
dauern. Außerdem geht 
der Aushandlungsprozess 
zwischen Bund und Ländern 
weiter. Ministerpräsident 
Teufel aus Baden-Württem-
berg hat ja schon gesagt: 
„Kein Cent für Berlin!“
Wir müssen auch auf Sachen 
zielen, die in Berlin entschie-
den werden können, deswe-
gen sind wir u. a. mit der 
Betteldemonstration in den 
Grunewald gegangen. Auch 
auf Landesebene muss der 

„… den Studierenden ein 
ermutigendes Zeichen setzen!“

Interview mit dem Politikwissenschaftler Prof. Peter Grottian
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Versuch gemacht werden, einen neuen 
Ausgleich von Reichtum und Armut zu 
produzieren. Auch die Wohlhabenden 
und Reichen dieser Stadt müssen ein 
Interesse daran haben, daß die Stadt 
nicht kaputtgeht! 
Sie werden kein lebenswertes Leben 
haben! D.h. es sollte auch von ihnen 
selbst ein Interesse geben, daß die 
Stadt lebbar bleibt!

Rotdorn: Welche Wirkung hat Ihrer 
Meinung nach der Studierenden-Streik 
in der Öff entlichkeit?
Grottian: Bisher eine erstaunlich po-
sitive. Wenn ich mir die Medienland-
schaft ankucke, dann ist ja sogar bis zur 
Springer-Presse relativ viel Wohlwollen 
da. Wenn man die Umfragen, die ein 
bißchen mit Vorsichtigkeit  zu inter-
pretieren sind, sieht, dann gibt es auch 
viel Bereitschaft. Das interpretiere ich 
ja auch so, daß viele Leute irgendwie 
merken, daß diese „Agenda 2010“ in 
irgendeiner Weise eines mit Sicherheit 
bringt: neue soziale Ungerechtigkeit! 
Man sagt ja immer, man muß eine 
Steuer reform machen, damit die 
Pferde der Ökonomie zum Saufen ge-
hen, damit Wachstum anspringt und 
Arbeitsplätze bringt, aber das ist eine 
unglaubliche Lebenslüge, die wird uns 
aufgetischt als „Agenda 2010“, und ich 
sage zusammen mit meinen Freunden 
Wolf-Dieter Narr und Gundulath Roth 
in unserem Memorandum, es ist das 
gigantischste Täuschungsprojekt mit 
ökonomischen Mäntelchen, aber mit 
einer Wirkung, die man nennen kann: 
Disziplinierung von Menschen. Es ist 
keine „Agenda 2010“, sondern eine „Re-
pressanda“, also eine Unterdrückungs-
insitution!

Rotdorn: Sie würden also soweit gehen 
zu sagen, daß die Bildungskürzungen in 
Berlin repräsentativ für den Sozialab-
bau in der BRD stehen? 
Grottian: Man darf nicht vergessen: 
einerseits wird immer wieder poli-
tisch gesagt, Bildung ist ungeheuer 
wichtig, unser Rohstoff , da dürfen wir 
nicht kürzen, und dann ist interessant, 
daß – unabhängig vom Reichtum der 
Länder – (Bildung ist ja weitgehend 
Ländersache) auch Bayern enorm ein-
schränkt, daß auch Baden-Württem-
berg kürzt, daß Hessen kürzt, und 
Nordrhein-Westfalen kürzt, nur Berlin 
natürlich dramatisch, mehr im Prin-
zip, weil die Finanzsituation in Berlin 
nochmal eine ganz besondere ist, was 
natürlich mit der geteilten Stadt zu-

sammenhängt, mit dem Wiederver-
einigungsprozess, mit der besonderen 
Struktur Berlins, daß Berlin auf beiden 
Seiten eine Verwaltungshauptstadt 
war, daß auf beiden Seiten eine Stadt 
war mit wenig Industrie und dann so-
zusagen eine Mischung aus fortschrei-
tender / entwicklungsfähiger  Industrie 
und moderner Dienstleistungen auf 
beiden Seiten der Stadt nicht entstehen 
konnten, und wir auch gar nicht soviele 
Chancen haben, daß in dieser Richtung 
in irgendeiner Form zu entwickeln. 
Berlin wird einerseits eine Glitzer-
metropole sein und gleichzeitig eine 
scharfe Armutsmetropole.

Rotdorn: Was hat Sie persönlich dazu 
bewegt, sich bei der „Initiative Banken-
skandal“ zu engagieren und wie schät-
zen Sie die Erfolgschancen ein, daß das 
Risikoabschirmungsgesetz durch ein 
Volksentscheid zurückgenommen wird?
Grottian: Das Interesse, sich dort zu 
engagieren, wurde deshalb vor allem 
provoziert, weil wir gesehen haben, 
daß weder die Öff entlichkeit kritisch 
versucht, Alternativen zu präsentieren, 
daß die Wissenschaft, außer ein paar 
einzelnen Stimmen, die sich zu Wort 
gemeldet haben, aber auch aus den 
Oppositionsparteien auch sehr wenig 
gekommen ist. Wir waren dann die-
jenigen, die die Fondsgeschäfte und die 
Fondszeichner wirklich veröff entlicht 
haben. Wir sind im Grunewald gewe-
sen sind und haben die strukturelle 
Komplizenschaft zwischen Politik und 
Ökonomie aufgedeckt. Mit dem Kolle-
gen Professor Schüttowsky haben wir 
in einem wissenschaftlichen Arbeits-
kreis Alternativen entdeckt. Dann 
haben wir uns überlegt, daß wir ein 
Volksbegehren machen. Das Volksbe-
gehren gegen den Bankenskandal hat 
den Sinn, den Senat und das Abgeord-
netenhaus dazu zu zwingen, daß sie 
zumindest den Bankenskandal noch-
mal neu verhandeln. 
Zum Erfolg des Ganzen: Was haben wir 
erreicht? Das Volksbegehren mit 25 000 
Unterschriften werden wir knapp vor 
Weihnachten erreicht haben. Jedoch 
muss die Zulässigkeit 
des Volksbe gehrens vom 
Senat bestätigt werden. 
Da es sich hier um Haus-
haltsfragen geht, kann 
der Senat ohne weiteres 
ablehnen.  Ich will aber 
nicht der Illusion nachge-
hen, daß, wenn es keinen 
Bankenskandal gegeben 

hätte, würde es Berlin ganz prima ge-
hen, das ist Quatsch! Also, es würde 
Berlin etwas besser gehen, aber die 
generelle Verschuldung der Stadt ist 
so groß, daß im Grunde genommen 
eigentlich es schwierig ist, auch ohne 
Bankenskandal diese Finanzsituation 
zu meistern, doch der Bankenskandal 
hat sie nochmal sozial verschlimmert. 
Wenn man jetzt von Erfolg redet, dann 
ist vielleicht ein Erfolg – wenn auch 
nicht direkt sichtbar –, daß der Vorsit-
zende der Bankgesellschaft zumindest 
jetzt sagt, die jährlich zugesagten 300 
Mio. Euro noch zusätzlich zu den 1,7 Mil-
liarden Euro werden nicht abgerufen, 
d. h. die Bankgesellschaft merkt, daß es 
politisch sehr brisant ist, Geld von den 
BerlinerInnen einzukassieren für ein 
Projekt,  was möglicherweise das Geld 
in diesem Maße gar nicht mehr braucht. 
Vielleicht ist es jetzt sogar besser, man 
muss vielleicht jetzt sogar noch bluten 
für diese Bankgesellschaft, aber irgend-
wie müssen wir sie vom Hals kriegen! 
Und ich bin auch dafür, daß der Senat 
auch mit den Fondsgesellschaftern und 
den Fondszeichnern nochmal verhan-
delt und sagt, die Situation war damals 
eine ganz andere, sie ist heute eine 
andere und ihr dürft eben nicht Lauf-
zeiten haben über 25 Jahre. Es tut uns 
auch leid, daß die Zinsen nicht 8 oder 
9% sein können, sondern vielleicht nur 
noch 6%. Allein, wenn man das machen 
würde, dann, glaube ich, daß man nicht 
unbedingt viele Klagen der Fondszeich-
ner kriegt, weil die letztlich auch froh 
sind, wenn sie aus diesem maroden La-
den draußen sind, und man gleichzeitig 
zumindest versucht, den Schaden für 
das Gemeinwesen in Berlin in irgend-
einer Weise zu mindern! Also kurzum: 
wir haben viel Öff entlichkeit erreicht, 
wir haben vielleicht die Schamschwelle 
erhöht, daß man sich weiter ungeniert 
bedient, wir haben vieles problemati-
siert, aber an der Grundstruktur haben 
wir nicht allzuviel ändern können!

Rotdorn: Herr Grottian, wir bedanken 
uns für dieses Gespräch. 

Das Gespräch führten Maria & Patrice

das ungekürzte Interview auf:
www.rotdorn.org
Die Initiative Berliner Bankenskandal im Netz
www.berliner-bankenskandal.de
Das SozialForum Berlin im Internet
www.sozialforum-berlin.de
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Das Jahr 2003 markiert in mehrerer 
Hinsicht ein Jahr der Militarisierung 
der deutschen Außenpolitik. Es begann 
allerdings mit einem Nein der Bundes-
regierung zum Krieg gegen den Irak. 
Hunderttausende demonstrierten 
auf den Straßen gegen den Krieg, 
viele von ihnen solidarisierten sich 
ausdrücklich mit dem „Friedenskurs“ 
der Bundesregierung. Dieses Nein der 
Regierung war aber kein Nein. Die BRD 
hat den Angriff skrieg der USA 
tatsächlich massiv unterstützt 
und stellte de facto das viert 
stärkste Kontingent für den An-
griff skrieg zur Verfügung.

BRD weiterhin Drehkreuz für 
US-Aggressionen
Das diplomatische Säbelrasseln 
zwischen der BRD und den USA 
in der Irak-Frage führte auch 
nicht dazu, dass sich die USA 
mit ihren Truppen aus Deutsch-
land weitestgehend zurückzie-
hen. Das Ende November 2003 
bekannt gewordene überarbeitete 
Stationierungskonzept der US-Stre-
itkräfte sieht vor, dass lediglich etwa 
15 000 der gegenwärtig 70 000 US-
Soldaten aus Deutschland abgezogen 
werden. Damit bleibt Deutschland der 
wichtigste überseeische Standort für 
das US-Militär. Diese moderate Absen-
kung der US-Präsenz in Deutschland 
erfolgt in ausdrücklicher Anerkennung 
der deutschen Unterstützung für den 
Irak-Krieg. Überfl ugrechte wurden 
ebenso wenig in Frage gestellt wie 
die Nutzung der US-Militärbasen, Sol-
daten der Bundeswehr bewachen bis 
heute als Ersatz für US-Soldaten deren 
Militäreinrichtungen, um diese im 
Irak einsetzen zu können. Deutschland 
bleibt somit weiterhin das Drehkreuz 
für US-Aggressionen. Ramstein ist die 
größte überseeische US-Airbase, in 
Stuttgart befi ndet sich das EUropean 
COMmand (EUCOM) der US-Streitkräfte 
mit Zuständigkeit für Europa, Afrika, 
Russland, Türkei, Naher Osten, ehe-
malige Sowjetrepubliken und Zentral-
asien. Das Operationsgebiet umfasst 
über 90 Staaten. Das Stationierungs-
konzept hebt insbesondere das „freun-
dliche und sichere Umfeld“ für US-Sol-
daten hervor, was für einen Verbleib in 
Deutschland sprechen würde.

Bundeswehr auf Interventionskurs
Das offi  zielle Nein der Bundesregier-
ung zum Irak-Krieg wird nicht, wie 
man vielleicht vermuten könnte, von 
eigener Abrüstung und einer Entmili-
tarisierung deutscher Außenpolitik 
begleitet. Im Gegenteil: Rüstungsmin-
ister Struck will die Bundeswehr bis 
zum Ende dieses Jahrzehnts komplett 
zu einer Angriff sarmee, die weltweit 
eingesetzt werden kann, ausbauen. Im 

Mai und Oktober 2003 hat er den Kurs 
der Bundeswehr in zwei Weisungen 
klargestellt: Da kein Gegner existiert, 
muss sich die Bundeswehr auch nicht 
länger um die Landesverteidigung 
kümmern und alle Kräfte sollen darauf 
ausgerichtet werden, die Bundeswehr 
fi t für Auslandseinsätze zu machen. 
35 000 Soldaten sollen als „Eingrei-
fkräfte“ schnell „an jeden denkbaren 
Ort der Erde“ in längere Kriegseinsä-
tze geschickt werden können. Diese 
werden durch „Stabilisierungskräfte“ 
in einer Größenordnung von 70.000 
SoldatInnen ergänzt, die - nach Vorbild 
gegenwärtiger Einsätze in Afghanistan 
und auf dem Balkan - weniger Kampf-, 
vielmehr Besatzungstruppen darstel-
len. Insgesamt soll ungefähr die Hälfte 
der 250 000 SoldatInnen umfassenden 
Bundeswehr für internationale Einsä-
tze zur Verfügung stehen. 
Die Wehrpfl icht wird dabei der Einsat-
zarmee Bundeswehr angepasst. Das 
Modell der Interventions-Wehrpfl icht 
sieht vor, dass nur noch etwa jeder 
sechste Soldat der Bundeswehr Wehrp-
fl ichtiger sein wird. Der Rüstungsmin-
ister hat sich nun auch offi  ziell von der 
allgemeinen Wehrpfl icht verabschie-
det. „Die Wehrpfl icht ist nicht daran 
geknüpft, dass jeder eingezogen wird”, 

so Struck. Wehrgerechtigkeit interessi-
ert ihn nicht.
Kein europäischer Staat wird in der 
Lage sein, ein auch nur annähernd 
vergleichbares Militärpotenzial wie 
die USA aufbauen zu können. Deshalb 
setzen insbesondere Frankreich und die 
BRD auf die europäische Karte, um von 
den USA unabhängige und eigene In-
teressen entsprechende Interventionen 
durchführen zu können.

EU-Militarisierung
Parallel zum Beitritt von 10 Staaten 
in die EU zum 1. Mai 2004 soll eine 
gemeinsame EU-Verfassung die poli-

tischen Strukturen verbindlich 
festgelegen. Im gegenwärtigen 
Entwurf wird der Militarisier-
ung ein großer Stellenwert 
beigemessen. Insbesondere die 
BRD und Frankreich drängen 
seit Jahren darauf, die EU zu 
einem eigenständigen Mil-
itärfaktor auszubauen. Ende 
1999 beschloss die EU, eine 
„Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ (ESVP) 
aufzubauen, um eigenständige 
EU-Militäreinsätze durchfüh-
ren zu können. Militärischer 

Arm wird die 60 000 SoldatInnen um-
fassende EU-Eingreiftruppe sein, die 
Anfang 2004 einsatzbereit sein soll. Die 
Bundeswehr stellt mit 18 000 Soldaten 
das größte Kontingent.
Umstritten ist das Verhältnis zwischen 
der EU und der Nato. Insbesondere die 
USA und Großbritannien versuchten 
eine zu große Selbstständigkeit eines 
europäischen Militärpotentials zu ve-
rhindern. Frankreich und Deutschland 
haben sich innerhalb der EU aber mit 
ihrem Kurs der Militarisierung und der 
schrittweisen Abkoppelung von der US-
dominierten Nato durchsetzen können. 
Ende November 2003 lenkte Großbri-
tannien ein. Der Verfassungsentwurf 
sieht nicht nur eine Beistandspfl icht 
im Falle der Verteidigung vor, sondern 
auch den gemeinsamen Aufbau 
einer EU-Kommandozelle zum Planen 
und Führen eigenständiger Einsätze. 
Einzelnen Mitgliedsländern steht es 
darüber hinaus frei, im Rahmen einer 
„strukturierten Zusammenarbeit“ eine 
weitergehende und tiefere Koopera-
tion zu verwirklichen. 
Die Militarisierung der EU ist weiterhin 
gekennzeichnet durch eine faktische 
Aufrüstungs-Verpfl ichtung. Der Ver-
fassungsentwurf sieht vor, dass alle 
Mitgliedsstaaten ihr Militärpotenzial 

BRD auf Kriegskurs
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Vom Tellerwäscher 
zum Millionär
Über die rot-grüne Chancengerechtigkeit – Teil 1
In zwei Artikeln soll über den angeblich im Wandel befi nd-
lichen Begriff  der sozialen Gerechtigkeit in Deutschland 
nachgedacht werden. Ist die Verteilungsgerechtigkeit ein 
alter Hut? Wollen die Bürger in diesem Lande der Wirtschaft 
und ihren Profi ten dienen oder müsste nicht Politik für eine 
menschlichere Gesellschaft steuernd und regulierend in die 
Märkte eingreifen? Die Schere zwischen arm und reich wird 
immer größer und das Ende der Erwerbsarbeitsgesellschaft 
und des industriellen Wachstums ist abzusehen. Wie ist 
angesichts dieser Tatsachen Sozialstaat und Bürgerdemo-
kratie zu entwickeln?
„Ein Staat, dem die Gerechtigkeit fehlt, 
ist nichts anderes als eine große Räu-
berbande!“ Dieser Satz stammt nicht 
von der PDS, nicht von der Gewerk-
schaft und nicht von Attac. Er stammt 
vom heiligen Augustinus und ist über 
anderthalb Jahrtausende alt. Er gilt 
sicher auch noch über das 21. Jahrhun-
dert hinaus. 
Natürlich kann, da sind sich wohl alle 
vernunftbegabten Geschöpfe auf die-
sem Planeten einig, der Wohlstand in 
den Industrieländern nicht mehr (unbe-
grenzt) wachsen. Schon heute verbrau-
chen 20 Prozent der Weltbevölkerung 
(Europäer, US-Amerikaner, Japaner u.a.) 
80 Prozent der Weltressourcen. Für die 
anderen, die 80 Prozent der Verarmten 
dieser Welt, bleiben gerade einmal 20 
Prozent der Ressourcen übrig. Auch in 
Deutschland ist die Erkenntnis, dass die 
Zeit der Verteilung von immer üppige-
ren Früchten des Wohlstandes vorbei 
ist, Allgemeingut.
Die Kritiker von Rot-Grün treibt nicht 
die Verzweifl ung über die Vertreibung 
aus dem Paradies um, sondern das 
Gefühl, der Politik sei endgültig der 
Mut zur Gerechtigkeit abhanden ge-
kommen. Er sei durch eine bestechliche 
Gleichgültigkeit und eine süchtige 
Anpassung an den Neoliberalismus 
ersetzt worden.
Die fast gänzlich auf neoliberal „ge-
schalteten“ Medienmacher und die ins 
gleiche Horn säuselnden oder trompe-
tenden Politiker wollen uns weißma-
chen, die Verteilungsgerechtigkeit des 
„Großvater“ Sozialstaat sei endgültig 

vorbei, denn diese Gerechtigkeit hätte 
mit der Verteilung von Geschenken an 
den Bürger zu tun, ohne nach seiner 
Leistung zu fragen. Das ist entweder 
erfahrungsloses Mittelstandsgerede, 
dummdreist oder interessengeleitet 
gelogen. 
Die wachsende öff entliche und priva-
te Armut auf der einen Seite und der 
zunehmende private Reichtum auf 
der anderen Seite haben dieses Land 
in eine soziale Schiefl age gebracht. Sie 
ist Beweis dafür, dass in den letzten 
zwanzig Jahren tüchtig von unten nach 
oben umverteilt wurde. Mehr als eine 
Millionen Kinder in diesem reichen 
Land sind verurteilt, als Sozialhilfeemp-
fänger Kindheit und Jugend zu fristen, 
während sich die teilweise erfolglosen 
Manager, Sportler und Entertainer Mil-
lionengehälter organisieren.
Eine Verteilungsgerechtigkeit, in der 
die Spitzenverdiener und Vermögen-
den in diesem Lande ebenso wie die 
Großkonzerne und Banken wieder aus-
reichend Steuern zahlen müssen, Fami-
lien mit Kindern oder Erwerbslose nicht 
zur Verarmung verdammt sind und die 
Kommunen wieder Finanzmittel für 
Jugendclubs, Kindergärten, bedarfsge-
rechte Schulen und Pfl egeeinrichtun-
gen, die Länder Geld für mehr Lehrer 
und personell und sächlich besser 
ausgestattete Universitäten hätten, 
hat nichts mit Geschenkemacherei, mit 
Schmarotzertum und sozialer Hänge-
matte zu tun, sondern ist und bleibt 
Aufgabe eines Sozialstaates. 
Chancen- oder Teilhabegerechtigkeit, 

zu verbessern haben. Ein „Europäisches 
Amt für Rüstung, Forschung und mil-
itärische Fähigkeiten“ soll darüber 
hinaus eingerichtet werden, um inner-
halb der EU die Rüstungsmaßnahmen 
zu koordinieren.

Militäreinsätze der EU unterliegen 
nicht der Zustimmung des europäisch-
en Parlaments. Der Ministerrat ents-
cheidet autonom. Da das EU-Recht 
nationalstaatliches Recht bricht, droht 
die Aushebelung der verfassungsre-
chtlichen Bestimmungen des Grund-
gesetzes. Der Bundestag wäre nicht 
mehr das Organ, das über Krieg und 
Frieden entscheidet, sondern aus-
schließlich die Bundesregierung im 
Falle von EU-Militäreinsätzen. Auch 
Präventivkriege gehören dabei zu den 
Optionen. Ein Strategiepapier, von den 
EU-Regierungschefs gebilligt, sieht u. a. 
vor: „Unser herkömmliches Konzept 
der Selbstverteidigung, das bis zum 
Ende des Kalten Krieges galt, ging von 
der Gefahr einer Invasion aus. Bei den 
neuen Bedrohungen wird die erste 
Verteidigungslinie oftmals im Ausland 
liegen. ... Daher müssen wir bereit sein, 
vor dem Ausbrechen einer Krise zu han-
deln.” 

Fazit
Eine kleine Aufzählung militarisieren-
der Highlights des Jahres: Aufrüstung 
der Bundeswehr, Entsendegesetz, Ar-
mee im Einsatz, Mandatsverlängerung 
„Enduring Freedom“ für den weltweiten 
„Anti-Terror-Einsatz“, Ausweitung des 
Afghanistan-Einsatzes, Spekulationen 
über einen Einsatz zwischen Israel und 
den palästinensischen Gebieten, erster 
EU-Einsatz Mitte des Jahres in Afrika, 
Aufstockung des Rüstungsetats. Es gibt 
viel zu tun.

kampagne gegen wehrpfl icht, 
zwangsdienste und militär
fon: (030) 44 01 300
www.kampagne.de

i n f o

In Reih und Glied für das deutsche Vaterland
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von der Herr Scholz und Frau Sager 
gern schwadronieren, besteht erst 
dann, wenn tatsächlich gleichwertige 
Lebensbedingungen für alle ermöglicht 
werden; wenn Grundgüter (soziale 
Menschenrechte) wie eine bedarfsde-
ckende soziale Absicherung (Bürger-
geld, Grundsicherung), ein von jedem 
bezahlbares intaktes Gesundheitssys-
tem, ein unterschiedliche Startbedin-
gungen ausgleichendes qualifi zieren-
des Bildungssystem, die Teilnahme am 
Rechtssystem und an der politischen 
Willensbildung von der Gesellschaft 
bereitgestellt werden. Davon jedoch 
entfernen wir uns dank der Genossen 
der Bosse und einer grüngetünchten 
FDP immer mehr. 
Eine unabdingbare Ergänzung der 
Teilhabegerechtigkeit besteht in der 
“Befähigungsgerechtigkeit” (Traugott 
Jähnichen, Bochumer Sozialethiker). 
Das Anspruchsrecht auf Teilhabe - So-
zialstaatsgebot des Grundgesetzes - 
bleibt bloß formal, wenn es nicht durch 
institutionalisierte Formen der Befähi-
gung der Einzelnen - vor allem durch 
Bildungsprozesse - eine Ergänzung 
fi nden würde. Die Teilhabe- oder Chan-
cengerechtigkeit bleibt ein Papiertiger, 
eine sozialpolitische Phrase, kommt 
der notwendige soziale Gedanke einer 
bevorzugten Behandlung von Benach-
teiligten nicht hinzu, die zum Ausgleich 
von Startnachteilen (Handycaps aller 
Art) einer besonderen Förderung be-
dürfen. 
Das Verständnis von sozialer Gerech-
tigkeit wird in einer postindustriel-
len Gesellschaft mit schwindender 
Erwerbsarbeit komplettiert durch die 
Bedarfsgerechtigkeit. Demjenigen Teil 
der Bevölkerung, dem kaum oder nur 
begrenzt Zugang zur weniger wer-
denden Erwerbsarbeit - leider immer 
noch das entscheidende Medium einer 
selbstbestimmten Lebensführung - er-

möglicht wird, muss im 
Sinne der Bedarfsgerech-
tigkeit eine soziokultu-
relle Existenzsicherung 
gewährt werden. Der 
soziale Absturz, den die 
rot-grüne Bundesregie-
rung mit dem Arbeits-
losengeld 2 den von der 
Erwerbslosigkeit Betrof-
fenen verordnet als seien 
sie nur zu faul, sich einen 
neuen Arbeitsplatz zu 
suchen, verurteilt viele 
Familien zur Armut, 
denn allen Sozialpoliti-

kern ist bekannt, dass der Warenkorb 
der Sozialhilfe etwa 10 Prozent unter 
dem Bedarfsminimum liegt. 
In einer freiheitlichen Gesellschaft, so 
wird von den meisten Politikern von 
SPD bis CDU/CSU behauptet, sei Chan-
cengleichheit (Chancengerechtigkeit) 
die einzig mögliche Form der sozialen 
Gerechtigkeit. Werden allen nur die 
gleichen Chancen eingeräumt, eigene 
Handlungsmöglichkeiten auszubilden, 
authentische Lebenspläne zu entwi-
ckeln und zu verfolgen, sich schließlich 
in den Verteilungskämpfen zu behaup-
ten, dann wäre die Höchstform sozialer 
Gerechtigkeit verwirklicht. Jeder Ver-
such, soziale Gerechtigkeit über dieses 
Maß hinaus zu realisieren, würde nega-
tiv auf eben diese Gerechtigkeit zurück-
schlagen, würde nicht nur wirtschaftli-
che Effi  zienz sondern auch die Freiheit 
der einzelnen einschränken und so die 
Gerechtigkeit für alle beschädigen. Die 
Einzelnen seien ihres eigenen Glückes 
Schmied. Vom Tellerwäscher zum Mil-
lionär, welch eine Illusion! Mit diesem 

Die Produktion des globalen Erfri-
schungsgetränkes Coca Cola im süd-
indischen Bundesstaat Kerala fl oriert. 
Leidtragende und Opfer dieses fl orie-
renden Geschäftes ist die Bevölkerung 
in der Umgebung des Werkes. 
13 friedliche Demonstranten, die vor 
der Grundwasserbehörde von Kerala of-
fi zielle Maßnahmen zur Behebung der 
Überbeanspruchung der Grundwasser-
vorräte durch die Coca Cola-Produktion 
forderten und gegen Tatenlosigkeit 
der Regierung protestierten, wurden 
verhaftet und beschuldigt, Terroristen 
zu sein. 
Das zwischen 1998 und 1999 errichtete 
Coca-Cola-Werk pumpt täglich 1,5 Mil-

Der Kampf um lebenswichtiges Wasser

lionen Liter Grundwasser aus 65 neu 
gebohrten Brunnen. Der Grundwasser-
spiegel sank infolge dessen dramatisch, 
und die Reisbauern haben nicht mehr 
genügend Wasser für ihre Felder. Durch 
den steigenden Salzgehalt ist das Was-
ser aber auch für den menschlichen 
Konsum unbrauchbar geworden. Ob-
wohl die Gemeindeversammlung von 
Plachimada im April 2003 beschloss, die 
dem Coca-Cola-Werk erteilte Genehmi-
gung zu widerrufen, produziert Coca 
Cola weiter Getränke und Armut. 

Slogan werden die unterschiedlichen 
sozialen, geistigen und gesundheit-
lichen Startpositionen weggewischt. 
Individuelle Unterschiede ergeben 
eben eine ungleiche Verteilung. Diese 
darf jedoch im Sinne einer solchen ne-
oliberalen Chancengleichheitsideologie 
nicht durch Umverteilung aufgehoben 
werden. Am deutlichsten wird dieser 
Unsinn im Gesundheitswesen, wo die 
Solidarität zwischen Gesunden und 
Kranken, zwischen Gering- und Gut-
verdienenden aufgehoben werden soll 
und jeder sein eigenes Risiko (Kopfpau-
schale) im Namen der Chancengleich-
heit trägt. So sucht man unter dem 
Deckmantel der Chancengleichheit den 
“lieben Frieden” mit den bestehenden 
sozialen Schiefl agen, sucht im Duktus 
der sozialen Gerechtigkeit marktradi-
kale Reformoptionen den Bürgern zu 
verkaufen. Deutschland muss “wirt-
schaftsfähig” (Kanzler Schröder) wer-
den. 
Angesichts dieser Verdummungs-
strategien bleibt einem 
nur den Querdenker
der CDU, Heiner 
Geissler, zu zitie-
ren: “Der Kapitalismus 
wird untergehen. 
Wir müssen die sozi-
ale Marktwirtschaft 
auf internationalem 
Niveau einführen. Das 
ist keine Utopie, 
sondern eine 
ganz realisti-
sche Vision” 
(Publik-Forum 
v.21.11.03).

Klaus Körner

Motiv von der Plakataktion für die Agenda 2010
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Wieviel Off enheit und Konfl ikte ver-
trägt unsere Gesellschaft? Diese Frage 
wird durch ein Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts (wieder einmal) 
aufgeworfen, nach dem einer muslimi-
schen Lehrerin das Tragen eines Kopf-
tuchs im Unterricht erlaubt wird, wenn 
kein entsprechendes Gesetz es ihr 
verbietet. Denn nun sind mehrere vor-
nehmlich CDU–geführte Bundesländer 
damit beschäftigt, Gesetzesentwürfe 
zu erarbeiten und zu beschließen.
Befürchtet wird vor allem eine 
Indoktrination der Schülerinnen und 
Schüler, die jeden Tag unausweichlich 
mit dem religiösen Symbol konfrontiert 
sind. Aber ist es wirklich so, dass 
die reine Konfrontation mit einem 
religiösen Symbol, welches – anders als 
bei einem Kruzifi x an der Wand – nicht 
dem Staat, sondern einer Lehrerin 
zuzurechnen ist, Missionierung oder 
unterschwellige Beeinfl ussung ist? 
Ist es wirklich so, dass eine derartige 
Debatte entbrannt wäre, hätte es sich 
– sagen wir mal – um ein Kreuz an einer 
Halskette gehandelt? 
Die Diskussion ist unehrlich. Sie kon-
zentriert sich allein auf muslimische 
Frauen. Wer vermutet, hier werde der 
religionsfreie schulische Raum einge-
führt, wird eines besseren belehrt etwa 
durch die Äußerung des evangelischen 
Bischofs Huber, der das Kreuz zum 
Inbegriff  von Weltoff enheit und Demo-
kratie erklärt hat. Auch der Religions-
unterricht soll nicht etwa abgeschaff t, 
sondern nach Möglichkeit lediglich auf 
die christlichen Religionen beschränkt 
bleiben. Unterstellt wird, es handele 
sich bei muslimischen Frauen mit 
Kopftüchern sämtlich um Fundamen-
talistinnen, die die hiesige Ordnung 
unterwandern wollen.
Sicherlich gibt es Fundamentalistinnen 
und Fundamentalisten. Ja, es 
gibt sogar Strategien politisch–
fundamentalistischer islamischer 
Gruppen, sich off ensiv und unter 
Nutzung von Freiräumen dieser 
Gesellschaft bessere Bedingungen 

zu verschaff en, wenn es um die 
Werbung für und Hegemonie von 
fundamentalistischen Ideen und 
Ansätzen hier und vor allem unter 
den muslimischen Menschen in der 
Bundesrepublik geht. 
Wie viel Selbstbewusstsein hat die 
hiesige Demokratie? Lässt sich das 
„Eindringen“ von Fundamentalisten 
in den öff entlichen Dienst verhindern, 
wenn man das Symbol (und mit ihm 
noch alle anderen religiösen Symbole, 
wie Turbane oder die Kippa) verbietet? 
Oder zeugt es nicht von mangelnder 
Souveränität im Umgang mit den 
eigenen Werten, wenn man in jeder 
Kopftuchträgerin eine fundamentale 
Bedrohung für sie sieht? Wie sollte 
man im Übrigen fundamentalistische 
Männer „fernhalten“, die ja bekanntlich 
keine Kopftücher, sondern eher Bärte 
tragen? Durch Bartverbote? Angesichts 
der Tatsache, dass Faschisten oft Glatzen 
tragen: liegt es nahe, dann auch gleich 
ein Glatzenverbot zu erlassen, um sie 
aus den Schulen zu halten?
Das Thema ist natürlich viel zu ernst, 
um es ins Lächerliche zu ziehen. Aber 
gilt nicht auch hier: gleiches Recht für 
alle? Die Befürchtung liegt nicht ganz 
fern, dass es muslimischen Frauen 
noch schwerer fallen wird, sich aus der 
Umklammerung traditionalistischer 
oder orthodoxer Regeln und familiärer 
Zwänge zu lösen, wenn ihnen – bereits 
wegen ihres Kopftuchs – den Weg in 
die hiesige gesellschaftliche Normalität 
verbaut, der viele MuslimInnen längst 
angehören. Muslima und Muslime da-
hin zu drängen, wo man sie eigentlich 
heraushaben will, nämlich aus den 
Hinterhofmoscheen und Koranschu-
len, heißt, dem eigenen Bekenntnis 
zuwider zu handeln, und ein ernstes 
Problem symbolisch statt wirklich zu 
lösen. Fundamentalisten werden das 
ausnutzen: Die Versäumnisse langjäh-
riger Integrationspolitik lassen sich auf 
dem Verbotswege nicht lösen, sondern 
bestenfalls aus dem Blickwinkel der 
Mehrheitsgesellschaft verdrängen.

Es kommt vor allem drauf an, was im 
Kopf passiert! Missionierung – gleich 
welcher Religion – ist verboten und 
führt zu disziplinarrechtlichen Maß-
nahmen. Das war bisher so und muss 
so bleiben. Das gilt für alle Religionen. 
Ob jemand geeignet ist, Lehrerin oder 
Lehrer zu werden, ist eine Frage des 
Unterrichtsverhaltens und der hierfür 
erforderlichen Eignungsprüfungen. 
Wenn es aber Religiosität in der Ge-
sellschaft gibt, ist es das Beste, damit 
off en und öff entlich umzugehen. Nie-
mandem ist es verboten zu glauben. 
Und niemandem ist es verboten, seinen 
Glauben zu bekennen. Gerade die in 
der DDR sozialisierten Menschen wis-
sen, dass es oftmals genau zum Gegen-
teil führt, wenn religiöse und politische 
Symbole oder gar Modeartikel verboten 
werden. Damals waren es „Schwerter 
zu Pfl ugscharen!“– Sticker oder gar die 
„westliche“ Jeans oder Parkas. Geholfen 
hat es der DDR nichts, ein positives „pä-
dagogisches“ Ergebnis blieb aus. Aber 
die Menschen, die sie trugen, wurden 
stigmatisiert und ausgegrenzt, ja sogar 
Repressionen ausgesetzt. 
Dafür, religiösen Fanatismus und 

Machen Kleider Leute?

Am 24.9.2003 hat das Bundesverfassungsgericht im sogenannten „Kopftuch–Urteil“ fest-
gestellt: „Ein Verbot für Lehrkräfte, in Schule und Unterricht ein Kopftuch zu tragen, fi ndet 
im geltenden Recht des Landes Baden–Württemberg keine hinreichend bestimmte gesetz-
liche Grundlage.” Das Richtervotum ist nach wie vor höchst umstritten, auch innerhalb der 
Rotdornredaktion. Daher veröff entlichen wir auch gleich zwei Beiträge zum Thema.

Die Klägerin Fereshta Ludin
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Es ist richtig, die Debatte infolge des 
sogenannten „Kopftuch–Urteils“ ist in 
höchstem Maße unehrlich.
Da fühlen sich erzkonservative 
Katholiken dazu berufen über 
islamische Glaubensfragen zu 
dozieren und die Ungleichbehandlung 
der Frau im Islam mit erhobenen 
Zeigefi nger anzuprangern. Das sind 
dieselben Leute, die in ihrem Umfeld 
die klassische Rollenverteilung von 
Mann und Frau propagieren und 
praktizieren, dieselben Leute, die ihre 
christlichen Werte gegen progressive 
und emanzipatorische Einfl üsse ver-
teidigen – um an dieser Stelle nur ein 
Stichwort zu nennen: Zulassung von 
Frauen zum Priesteramt. Was für eine 
Heuchelei.
Und in der Art und Weise wie jetzt mit 
dem Urteil umgegangen wird zeigt 
sich, wie stark der kirchliche Einfl uss  
in der bundesdeutschen Politik ist und 
wie halbherzig die Neutralitätspfl icht 
des Staates bisher gehandhabt worden 
ist.

Fundamentalismus zu bekämpfen, 
gibt es gute Gründe. Gut gemeint 
ist aber nicht immer gut. Denn nicht 
alle Mittel eignen sich dafür, und 
viele geeignete Mittel werden nicht 
eingesetzt. Wo bleibt die Freigabe des 
Asylrechts für geschlechtsspezifi sche 
Verfolgung von Frauen aus islamisch–
fundamentalistischen Regimes? Wo 
bleibt die Hilfe für demokratische 
und Frauenrechtsorganisationen in 
vielen Staaten, in denen noch Scharia 
und Frauenunterdrückung auf der 
Tagesordnung stehen.
Es gibt viele Gründe für muslimische 
Frauen, ein Kopftuch zu tragen. Sie 
alle in eine fundamentalistische Ecke 
zu stellen ist eine schlechte Option, um 
sie aus Nischen und Subgesellschaften 
in den Alltag dieser Gesellschaft zu 
begleiten. Es kann nämlich genau 
zum Gegenteil dessen führen, was 
erreicht werden soll. Wer die politische 
Aufl adung eines Stückes Stoff  als 
politisches Kampfmittel akzeptiert, 
geht den Fundamentalisten auf den 
Leim: Integration durch Zwang ist 
gewiss ein falsches Rezept.

Kolja

Über Staat und Religion
Schon wird begonnen fragwürdig for-
mulierte Gesetzestexte zu verfassen. 
In ihnen wird das Kopftuch als Symbol 
einer fundamentalistischen Auslegung 
des islamischen Glaubens dargestellt,  
und es damit ein politisches, kein reli-
giöses Symbol ist. Anders als z. B. eine 
Priesterrobe, hat das Kopftuch dem-
nach an deutschen Schulen nichts zu 
suchen. Es wird also mit zweierlei Maß 
gemessen und die Chance vertan, die 
Rechtsunsicherheit infolge des Urteils 
zu nutzen um ebendiese Neutralitäts-
pfl icht in der dem Grundgesetz unter-
geordneten Gesetzgebung mit allen 
Konsequenzen festzuschreiben.
Denn genausowenig wie eine Lehreri n 
ein Kopftuch tragen darf, sollte das 
Kruzifi x im Klassenraum erlaubt 
sein – gleiches Recht für alle.  Die Auf-
zählung ließe sich auf andere Bereiche 
ausweiten. So wird in vielen Fällen 
off en sichtliche politische Agitation 
eines Lehrers nur als Kavaliersdelikt 
abgetan – was dann in etwa so klingt: 
„Ja, der Herr Schmidt ist in der SPD 
(CDU, PDS...was auch immer), da weiß 
ich wenigstens, wie ich in der Klausur 
argumentieren muss“. 
In der unwürdig geführten Diskussion 
zeigt sich mit wie vielen Vor urteilen 
deutsche MuslimInnen auch heute 
noch zu kämpfen haben. Selbst eine 
Publi kation wie „Der Spiegel“, der an 
sich selbst einen bildungsbürgerlichen 
und aufklärerischen Anspruch stellt, 
reduziert in diesem Zusammenhang 
die Debatte eher auf den islamischen 
Fundamentalismus in Deutschland. 
Ob nun gerechtfertigt oder nicht spielt 
aber keine Rolle, der Ansatz sollte sein: 
die Trennung von Staat und Religion ist 
ein Grundpfeiler der Demokratie!

Marcel

Wie bereits erwähnt, wurde über dieses Thematik 
redaktionsintern heftig debattiert. Was denkst du? 
Wir würden uns über ein Feedback von dir freuen, 

und dieses Thema im Rahmen eines 
Leserforums vertiefen. Die 

Kontaktmöglichkeiten findest 
du im Impressum (Seite 2). 

Oder komm einfach vorbei! 
Wir treffen uns immer jeden 1. 

und 3. Donnerstag im Monat gegen 
19:00 Uhr in den frisch renovierten 

Räumen des „Laden im Dritten“ in der 
Kopenhagener Straße 76.

KNEIPENTEST
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Wo geht man bei der kalten Jahreszeit 

eigentlich hin? Wo kann ich hin, um 

einfach ein bisschen zu Chillen und mich 

Auszuruhen vom Alltagsstreß?

Die Zeit der Cafes, Bars und Kneipen fängt 

wieder an! 
Hier eine Empfehlung, die LUNA–BAR. 

Eine ruhige, entspannende Atmosphäre in 

Kombination mit einer einfachen und 

gemütlichen Einrichtung verleiten jeden 

Besucher zum entspannten Verweilen.

Die passende Musik zu dem einfachen Stil 

diesmal: Luna-Bar, Schliemann-Str. 20
ist für jedermann was.
Eine große Auswahl an Cocktails macht einem das bestellen nicht gerade einfach. Verschiedene Vorstellungen, wie Live-Musik Sonntags und das Plattenaufl egen von DJ’s Mittwochs, bis zu sehr interessanten Vorlesungen bieten  Unterhaltung für ein großes Publikum. 
Es mangelt selbstverständlich nicht an leckeren Speisen für den kleinen
Hunger. Ansprechende Zielgruppe ist ab 20. Die gute Lage zum Szene-Kiez macht ein schnelles Erreichen möglich.
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IWF und Weltbank demokratisieren !

Was sind „IWF“ und „Weltbank“?
Zu den einfl ußreichsten Akteuren in 
der globalen Finanz– und Weltwirt-
schaftsarchitektur  zählen die Interna-
tionalen Finanzinstitutionen „Interna-
tionale Währungsfonds“ (IWF) und die 
„Internationale Bank für Wiederauf-
bau und Entwicklung“ (Weltbank), die 
zusammen mit der Welthandelsorgani-
sation (=WTO) die Säulen der Weltwirt-
schaft bilden. 
Der IWF verfolgte als Institution zur 
Errichtung eines stabilen Währungs-
systems und zur Hilfe bei der Überwin-
dung von Zahlungsbilanzdefi ziten zwei 
Prinzipien; das Prinzip der festen Wech-
selkurse und das der freien Tauschbar-
keit aller Währungen. Die Regeln des 
IWF verpfl ichtete die Staaten auf feste 
und anpassungsfähige Wechselkurse 
ihrer Währungen, um den internatio-
nalen Handel so zu befördern, daß sie 
diese von Wechselkursrisiken weitge-
hend befreien konnten. Die
Wirtschaftssubjekte konnten daher in-
ternationalen Handel betreiben, ohne 
stetig schwankenden Bewertungen von 
Währungen befürchten zu müssen. Die 
„Weltbank“ setzte zunächst ihre Kre-
dite überwiegend zum Wiederaufbau 
Europas nach dem Zweiten Weltkrieg 
ein. Nachdem aber im Frühjahr 1948 
der sogenannte Marshall–Plan in Kraft 
getreten war, der Westdeutschland an 
den Westen und die 1949 gegründete 
NATO (BRD-Beitritt: 1955) band, wid-
mete sie sich ab 1950 überwiegend der 
wirtschaftlichen Förderung und Unter-
stützung der Entwicklungsländer.
Die Diskussion um die Beurteilung 
ihrer Arbeit wird bis heute kontrovers 
geführt und verläuft immer noch quer 
durch alle traditionellen politischen 
Lager. So gibt es nicht nur Befürworter, 
für die IWF und die Weltbank eine Ver-
lagerung wirtschaftspolitischer Kom-
petenzen auf die internationale Ebene 
verkörpern, indem sie einen Rahmen 
für den globalen Handel und Finanz-
verkehr bereitstellen, sondern spä-
testens seit den Tagungen in Seattle, 
Prag, Kopenhagen und Genua eine sich 
medienwirksam formierende „globa-
lisierungskritische Bewegung“, die vor 

allem die Politik der Bretton–Woods–
Organisationen für nicht reformierbar 
hält und für ihre Abschaff ung plädiert.

Kritikpunkte an der Politik von IWF 
und Weltbank
Im Laufe der letzten Jahrzehnte haben 
sich die Aufgaben und die Projekte des 
IWF und der Weltbank zunehmend 
verändert. Als Währungspuff er ur-
sprünglich angedacht und im Rahmen 
der 1982 um sich greifenden Verschul-
dungskrise der Dritt–Welt–Länder 
überfl üssig geworden, versuchte der 
IWF mit Sicherstellung von Krediten 
dieselben  fi nanziell zu stützen. Mit 
der Sicherstellung von Krediten ging es 
bei Schuldenkrisen darum, die betref-
fenden Mitgliedsländern fi nanziell in 
der Art und Weise zu fördern, daß sie 
ihrem Schuldendienst weiter nachkom-
men konnten(!). Zeitgleich überdachte 
aber auch die Weltbank ihr Programm 
zu schrittweisen Beseitigung von Ent-
wicklungsungleichheiten. Zusammen 
mit dem IWF wurde daher als Antwort 
auf die Verschuldungskrise 1982 die 
Strategie der „Strukturanpassung“ ins 
Leben gerufen, mihilfe derer die Kre-
ditwürdigkeit der verschuldeten Ent-
wicklungsländer so schnell wie möglich 
wieder hergestellt werden sollte. Mit 
ihnen wollte der IWF sicherstellen, 
daß der Kreditnehmer weiterhin seine 
Schulden bezahlen kann. 
Die Hauptproblematik hierbei lag 
darin, daß die verschuldeten Entwick-
lungsländern erstens den Struktu-
ranpassungen von Weltbank und IWF 

beinahe schon (wieder) 
kolonialistisch unter-
worfen waren und 
zweitens mit einem 
zu exzessiven Eifer 
versucht wurde, ein 
wirtschaftliches Ideal-
bild zu erreichen, ohne 
die politischen und sozialen Faktoren 
in den jeweiligen Ländern zu berück-
sichtigen. Die Strukturanpassungs-
programme legten sowohl fi nanz–, 
handel– und arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen fest und griff en somit 
tief in die Innenpolitik ihrer Klienten 
ein. Die zahllosen und zum Teil sehr 
detaillierten Vorgaben der Struktu-
ranpassungsprogramme beschnitten 
die Regierungen der kreditnehmenden 
Länder in ihren Möglichkeiten, eigen-
ständige Arbeits– und Sozialpolitik zu 
gestalten. Von ihnen waren daher in 
den die Ärmsten der Armen betrof-
fen, die in den einzelnen Regierungen 
der Entwicklungsländer über keine 
wirkungsvolle Lobby verfügen und als 
Konsequenz überproportional von den 
staatlichen Einsparungen getroff en 
wurden. Die geplanten Strukturanpas-
sungen berücksichtigten daher weder 
spezifi sche lokale Bedingungen noch 
die Frage nach der politischen Durch-
führbarkeit! 

Mehr Mitsprachrecht innerhalb der 
beiden Organisationen!
In dem Maße, in dem sich die Defi zite 
als auch die Konsequenzen der Struk-
turanpassungspolitik  in den Entwick-
lungsländern off enbaren, muss sich 
das Hautaugenmerk auf die Entschei-
dungsstrukturen innerhalb der beiden 
Institutionen richten. Erst hier wird 
sichtbar, wie angebliche
„Entwicklungspolitik“ betrieben wird, 
ohne die Entwicklungsländer selbst in 
die Diskussion miteinzubeziehen. Da 
sowohl im IWF als auch in der Weltbank 
das Stimmrecht der Mitgliedsländer 
direkt an den Geldbetrag gekoppelt 
ist, den sie an die Organisationen zah-
len, hat dies zur Folge, daß das Land, 
das den höchsten Betrag einzahlt, 
vehementen Einfl uß auf die Entschei-

Nichts erregte in den letzten Jahren die Gemüter der globalisierungs kritischen Be-
wegung derart wie die Politik von IWF und Weltbank. Die Diskussion ebbt nicht 
ab, es zeigt sich, wie unüberschaubar die beiden Institutionen eigentlich sind.

Shaking Hands: Präsident der Weltbank 
J. Wolfensohn (L), der Vertreter der Schweiz 
K. Villiger (M) und IWF-Chef Horst Köhler (R)
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dungen hat oder 
gar wie die USA mit 
einer Sperrminorität 
bestimmte Dinge ver-
hindern und indirekt 
beeinfl ussen können. 
Von Demokratie, wie 
sie in Institutionen 
mit einer derartigen 
Verantwortung er-
forderlich sei, kann 
daher keine Rede 
sein, da die meisten 
Entscheidungen einer 
Mehrheit von 85% 
bedürfen und die USA 
durch ihren Stimmen-

anteil von 17% eine Sperrminorität 
besitzen. Da es sich beim IWF und der 
Weltbank aber um Organisationen 
handelt, in der die Regierungen der 
Mitgliedsländer die Politik bestimmen, 
bleibt die Gewichtung der Stimmen 
von entscheidender Bedeutung. Um 
diese Asymmetrie auszugleichen, muß 
daher ein Mechanismus geschaff en 
werden, der den Entwicklungsländern 
mehr Mitspracherecht, 
und damit zumindest der 
Zwang zu gemeinsamen 
Kooperation und der 
Konsensfi ndung aller Mit-
gliedsländer gewahrt wird.
Eine Stimmrechtsreform 
nach dem Prinzip „Ein Land 
– eine Stimme“ wäre aller-
dings ebenso unrealistisch 
wie auch dem Charakter 
beider Organisationen 
nicht angemessen, da 
erstens die Stimme eines 
Landes seine reale ökono-
mische Potenz bei weitem 

übertreff en würde und auch dies ein 
Demokratiedefi zit widerspiegeln wür-
de; als Beispiel hätte dann die 72 000 
Bewohner zählende Karibikinsel Domi-
nica dieselbe Stimm–Macht wie China 
mit seinen 1 149 500 000 Bürgern. 
Um diesem Dilemma zu entgehen, 
muss die Reform früher schon, nämlich 
bei den Kriterien zur Festlegung der 
Stimmen, greifen. 
Eine Möglichkeit wäre, die ökonomi-
sche Potenz eines Landes nicht kom-
plett zu ignorieren, sie aber auch nicht 
zum alleinigen Maßstab zu machen. Zu 
der ökonomischen Potenz sollte auch 
die qualitative Entwicklung berück-
sichtigt werden, in dem neben Pro-
Kopf-Einkommen auch Kriterien wie 
Gesundheit und Bildung dargestellt 
werden. Wenn die relative Position der 
Mitgliedsländer bei diesen Bezugsgrö-
ßen jeweils zu einem Drittel gewich-
tet würde, ergebe sich ein größeres 
Stimmrecht der Entwicklungsländer, 
ohne daß Industrieländer an den Rand 
gedrängt würden. Unter den zehn 
Ländern mit den größten Stimmen-

anteilen befänden sich nach dieser 
Reform die vier bevölkerungsreichsten 
Entwicklungsländer, während die In-
dustrieländer zwar nach wie vor in der 
Spitzengruppe waren, aber zwischen 
einem Drittel und die Hälfte ihres Ge-
wichtes verlieren würden. Insgesamt 
würde die Neugewichtung zu einer 
gleichmäßigeren Verteilung der Stim-
men und der Entscheidungen führen 
und die gegenwärtige drastische Do-
minanz der Industrieländer beenden. 
Diese Stimmrechtsreform, gekoppelt 
mit einer Senkung der Mehrheitsent-
scheidungen von 85 % auf 75 % könnte 
somit eine Struktur ergeben, die eine 
glatte Blockierung verhindert und den 
Konsens innerhalb beider Organisatio-
nen fördern.
Eine grundlegende Reform von IWF 
und Weltbank sollte daher angesichts 
der Erfahrung mit den neoliberalen 
und zerstörerischen Strukturanpas-
sungen darauf gerichtet sein, die 
Machtposition beider Organisationen 
zu begrenzen, ihre Funktionen auf ele-
mentar notwendige und demokratisch 

legitimierte weltwirtschaft-
liche Steuerungsaufgaben 
zurückzuführen und sie 
im Rahmen einer neuen 
internationalen Wirt-
schafts- und Finanzord-
nung einer globalen Ver-
antwortlichkeit im Sinne 
einer nachhaltigen d. h. 
sozial verträglichen Ent-
wicklung ebenso zu unter-
werfen,  wie der Kontrolle 
durch die Öff entlichkeit 
der Mitglieds länder und 
der von ihr Betroff enen!

Patrice

anzeige
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„Frei leben oder sterben!“ 
Wie ein Aufschrei klingen 

die radikalen Worte auf 
dem Transparent, der seine 

Wurzeln in der Revolution 1789 haben 
könnte. Diese Gedanken scheinen im 
Gedächtnis dieser Bewegung noch so 
lebendig wie damals zu sein. Nicht weit 
von der Demonstrationsroute liegt die 
Bastille, der Anfang einer revolutionä-
ren Bewegung, die ganz Europa und die 
Welt der Neuzeit veränderte. Die Bastil-
le erinnert daran, dass die Herrschen-
den die Zeichen der neu anbrechenden 
Epoche nicht verstehen wollten. Vor den 

Augen des hungernden Volkes gingen 
sie ihrem luxuriösem Leben nach. Von 
ihren Ledersesseln in den Glaspalästen 
der Konzerne und den vorderen Sitzen 
in den Parlamenten schaut der heutige 
Adel auf uns herab. Ihre Rezepte sind 
auf Erhalt ihrer Privilegien, ihres Reich-
tums auf Kosten der unteren Gesell-
schaftsschichten ausgelegt. Wäre einer 
von ihnen auf den Zustand des Bettlers 
oder illegalen Immigranten reduziert 
– er hätte Schwierigkeiten in so einer 
überquellenden Metropole wie Paris 
zu überleben. Überall sieht man sie: die 
algerischen Männer, die in den stinken-
den Metro-Stationen Nüsse verkaufen 
oder die Emigranten aus Nigeria, die 
mit Freunden auf dem Bürgersteig Kar-
ten spielen und Kronenbourg-Bier trin-
ken. Diese hochfrequentierte Weltstadt 
lebt von ihren Touristen, die schnell mit 
Hochglanzprospekten und Stadtplan an 
den Bettlern und Prostituierten vorbei 
hasten, um den feudalen, unnahbaren 
Charakter der Stadt einzufangen. 
Mehr als 250 000 Demonstranten gin-
gen am 15. November unter dem Motto 
„Für ein Europa der sozialen Rechte in 
einer Welt ohne Krieg“ auf die Straße. 
Spanier, Engländer, Österreicher, Bre-
tonen, Basken, Kurden, Türken, Franzo-
sen, Griechen, Italiener... – ganz Europa 
hat sich vereint, um für eine sozialere 

und demokratischere Zukunft zu de-
monstrieren. Der selbstbewusste Zug 
von Demonstranten zeigte Stärke und 
Vielfalt: ein großer Frauen-Block, die 
algerischen Emigranten von den Sans-
Papiers, das Netzwerk Attac, mehrere 
Gewerkschaften aus Frankreich, Italien, 
Spanien und Deutschland, kirchliche 
Gruppen und Friedensorganisationen. 
Auf dem mehr als zweistündigem Zug 
vom Place de la Republique zum Place 
de la Nation paradierten nicht nur die 
traditionellen Organisationen und 
Bewegungen, hier zeigten auch viele 
neue Gesichter Widerstand. Die digi-
talen Anzeigen der Hauptverkehrsa-
dern und Boulevards in der Innenstadt 
hießen das Europäische Sozialforum 
(ESF) willkommen. Die Flics, die fran-
zösischen Polizisten, hielten sich auch 
immer unauff ällig in den Seitenstra-
ßen versteckt. 
Bereits am ersten europäischen Sozi-
alforum hatten im November 2002 in 
Florenz ca. 60 000 Menschen teilge-
nommen. Zu der Demonstration gegen 
den drohenden US-Krieg im Irak ver-
sammelten sich eine Million Kriegsgeg-
ner in der Toskana-Metropole. Diesmal 
wurde in Paris über den europaweiten 
Sozialabbau als Ergebnis neoliberaler 
Regierungspolitik diskutiert. In den 
Pariser Vorstädten St. Denis, Bobigny 
und Ivry wurden über 40 000 Enga-
gierte begrüßt. In 55 Konferenzen, 250 
Seminaren und 400 Workshops wur-
den die Themen der Globalisierungsk-
ritik, Krieg und Frieden, Antirassismus 
und die Europapolitik diskutiert und 
Alternativvorstellungen entwickelt. 
Das ESF hat sich für ein Parteienverbot 
entschieden, weil allein die „sozialen 
Bewegungen“ auf dem Forum das Sa-
gen haben sollten. 
Dies ermöglichte es auch einer Reihe 
linker, radikaler Gruppen wie die Ligue 
Communiste Révolutionnaire (LCR) 
oder die Socialist Workers Party (SWP) 
am ESF teilzunehmen und um neue 
Mitglieder zu werben. 
Dieses Jahr galt die besondere Auf-
merksamkeit den Minderheiten des 
Kontinents sowie den Frauen. Die Pro-
blematik der ungleichen Behandlung 
und Stellung der Frauen in allen Gesell-
schaften wurde in am 14. November in 
Bobigny diskutiert. Abgeschlossen wur-
de der „Frauentag“ des ESF mit einem 

Frauenmarsch durch Bobigny, an dem 
etwa 10.000 Frauen teilnahmen. Sie 
stellten klar, dass eine „andere“ Welt 
ohne die massive Einbindung von Frau-
en nicht möglich sein wird. Vorbild war 
die Organisation des ESF aber nicht: der 
Frauentag fand ein Tag vor der eigentli-
chen Eröff nung statt und im Programm 
wurde diese Versammlung erst gar 
nicht erwähnt. Das ESF wurde wieder 
vorrangig von unbezahlten Freiwilligen 
organisiert. Die Dolmetscher-Studen-
ten saßen dort manchmal bis zu zwölf 
Stunden hinter dem Mikro, um die 
über zehn Sprachen zu übersetzen. Die 
Ermüdung dieser Studenten entging 
dem Zuhörer nicht, wenn die Überset-
zung aus heiterem Himmel von einem 
lauten Fluchen unterbrochen wurde.
500 000 Euro spendierte der gaullis-
tische Präsident Chirac, um das ESF 
zu unterstützen. Außerdem schickte 
er seinen Sondergesandten Jerôme 
Bonnafont als Beobachter zum ESF, um 
dort eine Verbindung zu der Bewegung 
für eine alternative Globalisierung 
aufzubauen. Schon im Sommer lobte 
Chirac den „Gegengipel“ zum G8-Gipfel 
in Evian. Natürlich liess er es sich nicht 
nehmen, die Nicht-Regierungsorgani-
sationen in seinen Amtssitz im Palais 
Royal einzuladen. 
„Lasst uns Utopisten sein, um kon-
krete Ergebnisse zu erzielen. Wir sollten 
uns aber darüber im klaren sein, wer 
unsere Gegner sind. Wenn es uns nicht 
gelingt, zusammenzukommen, dann 
geht die liberale Globalisierung einer 
goldenen Zukunft entgegen.“ gab 
der Bürgermeister von Paris Bertrand 
Delanoë den Globalisierungskritikern 
mit auf den Weg. Eine freundliche 
Warnung, die auch nach Paris die 
Frage off en lässt: Wie sieht das „andere 
Europa“ aus? Geben wir uns wieder der 
Utopie hin: „Le monde est à nous!“ (Die 
Welt gehört uns!)

Maria K.

Auf der Suche nach dem „anderen Europa“
Zum Europäischen Sozialforum in Paris vom 12. – 15. November 

Polizeischutz für die Symbole des Kapitalismus

Impression von der Abschlussdemo
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Berlin hat Ende 2003 ca. 51 Mrd. Euro ei-
gene Schulden auf den Kreditmärkten. 
Hinzu kommen über 20 Mrd. Euro Risi-
ken der Bankgesellschaft sowie weitere 
Verbindlichkeiten von mindestens 15 
Mrd. Euro jener formal privatrecht-
lichen Unternehmen, für die Berlin 
als Alleineigentümer oder Gewähr-
träger letztlich haften muss (Woh-
nungsbaugesellschaften, Verkehrs-
betrieb, Entwicklungsträger usw.). 
Allein an unmittelbaren öff entlichen 
Schulden lasten damit auf jedem 
Bewohner Berlins rund 15 100 Euro 
– das Zweieinhalbfache dessen, was 
durchschnittlich auf den Schultern 
der übrigen Bundesbürger an Lan-
des – und Kommunalschulden ruht. 
Davon stammen 500 Euro, also reichlich 
3 %, aus dem Banken–Skandal. 
Seit dem rot–roten Regierungsantritt 
waren zwar 600 Mio. Euro dafür ein-
gestellt worden – tatsächlich fl oss aber 
seitdem bisher kein Cent öff entlicher 
Mittel an die Bankgesellschaft. 
Das wird zwar vermutlich künftig nicht 
so bleiben, aber die Garantie für einen 
Teil der Risiken der Berliner Bankgesell-
schaft kostet die Allgemeinheit auch 
langfristig höchstens die Hälfte dessen, 
was es bei deren ansonsten unabweis-
baren Konkurs 2002 gewesen wäre. 
Woher rührt der Berliner Schuldenberg 
von 51 Mrd. Euro? Ein Drittel sind Schul-
den, die im alten West–Berlin trotz der 
üppigen Bundeshilfen (1989 z.B. 6,4 
Mrd. Euro direkte Zuschüsse ans Land 
und weitere 4,7 Mrd. Euro spezielle 
Steuersubventionen für Westberliner 
Unternehmen und Beschäftigte) ange-
häuft wurden, plus die daraus resultie-
renden Zinsen. 
Der Gerechtigkeit halber darf dabei 
nicht unerwähnt bleiben, dass wie-
derum allein ein Viertel davon aus 
der Wendezeit 1989/90 stammen, 
als das Funktionieren der plötzlich 
wieder off enen, geeinten Kom-
mune gesichert werden musste. 
Die beiden von Berliner Nachwende-

Po liti k zu vertreten-
den Hauptursachen 
der übrigen zwei 
Drittel Schuldenberg 
sind die frühere Berliner Wohnungs-
bau– und Personalpolitik. Erstere war 
höchst unsozial, letztere höchst sozial. 
Wäre derselbe Wohnungs–Neubau und 
Sanierung im vergangenen Jahrzehnt 
nicht mit den überkommenen west-
berliner, sondern den sonst bundes-
weit üblichen Instrumenten gefördert 
worden, so hätte die Stadt sich bisher 
mindestens 10 Mrd. Euro sparen kön-
nen. Nutznießer der extremen Subven-
tionen sind nicht die Mieter, sondern 
Grundstückseigentümer, „Projektent-
wickler“ und Banken, die von den selber 
ausgehandelten, bundesweit einmalig 
hohen nominalen Baukosten profi tier-
ten und profi tieren. 
Das Land subventioniert noch heute 
bereits 1967 errichtete Wohnungen, 
die mittlerweile mindestens dreimal 
bezahlt wurden. Erst unter Rot–Rot hat 
dieser Irrsinn mit dem Ausstieg aus 
der sogenannten Anschlussförderung 
zum Jahresbeginn 2003 endgültig ein 
Ende gefunden. Rot–Rot hat dabei 
sicher gestellt, dass keiner der davon 
betroff enen MieterInnen deshalb ob-
dachlos wird oder erheblich mehr fürs 
Wohnen bezahlen müsste (befristete 
Miet–Abfederung und Umzugshilfen).
Berlin hat derzeit 39 Prozent mehr 
öff entlich Bedienstete als der Durch-
schnitt der übrigen
Länder und Kommunen. 
Allein die jährlichen Mehrkosten für 
Personal und Versorgungsbezüge (Pen-
sionen usw.) bei „Landesbediensteten“ 
betragen gegenüber dem Länderdurch-
schnitt rund 1,1 Mrd. Euro. 
Der Berliner öff entliche Dienst ist aber 
deshalb so groß und teuer, weil 1992 
auf die außerordentliche Kündigungs-
möglichkeit nach Einigungsvertrag für 
1990 übernommene Ost–Beschäftigte 
und bis heute stets auf betriebsbeding-
te Kündigungen verzichtet wurde, weil 

Mitte 1994 beginnend und seit Oktober 
1996 endgültig gleiche Entlohnung für 
Ost– und Westbeschäftigte gilt – und 
zu solchen Entscheidungen stand und 
steht die PDS ja wohl bundesweit. 
Mit dem Anwendungstarifvertrag vom 
31.7.03 und dem Sonderzahlungsgesetz 
hat Rot–Rot diese Philosophie weiter 
entwickelt: 
Verbleib im Flächentarifvertrag plus 
Kündigungsschutz bis 2009 bei Ver-
kürzung der Arbeitszeit und damit 
der Entgelte um durchschnittlich 10 % 
für Nicht–Beamte, Rückführung der 
Arbeitszeit auf bundesweit übliches 
Niveau bei Reduzierung der Son-
derzahlung auf einheitliche – damit 
sozial verträglichere – Sockelbeträge 
bei Beamten. Dadurch kann der plan-
mäßige Abbau von 25 000 der derzeit 
133 400 Vollzeit–Stellen bis 2012 erst-
mals wieder mit einen verbindlichen 
Einstellungskorridor in den völlig 
überalterten Berliner öff entlichen 
Dienst gekoppelt werden. Allein bis 
2006 können mindestens 4 970 junge 
Menschen in den Dienst übernom-
men werden, dessen Kosten trotzdem 
um 500 Mio. Euro im Jahr sinken.
Die fi nanziell wohl wichtigste, aber 
naturgemäß nicht exakt beziff erbare 
Ursache der Berliner Haushaltsmisere 
liegt jedoch in der Politik der Bundes-
regierungen Kohl und Schröder mit 
ihren exorbitanten Einnahmeaus-
fällen bei gleichzeitigen sozialen 
Mehrausgaben der Stadt begrün-
det. Deshalb klagt Rot–Rot schließ-
lich in Karlsruhe gegen den Bund.
Kohls Lüge von den „blühenden Land-
schaften“ allein durch die Tatsache 
der Einheit hatte für Berlin besonders 
verheerende Folgen: Päppelte der Bund 
1989 Westberlin noch mit 11,1 Mrd. Euro 
Steuervergünstigungen und direkten 
Zuschüssen, so stürzten diese für ganz 

Berlin‘s Pleite
An dieser Stelle veröff entlichen wir die ge-
kürzte Fassung des Positionspapiers von 
Dr. Thomas Enke, Referent für Haushalts-
politik der PDS–Fraktion im Berliner Abge-
ordnetenhaus, dass die Ursachen der Finanz-
not von Berlin sehr gut veranschaulicht. 

Gegen die Kürzungslogik: Besetzung einer ehemaligen 
Kita in Kreuzberg durch das Berliner Sozialforum
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die Etarras aber hatten die Mehrheit 
der Basken auf ihrer Seite. Das links-
patriotische Lager umfasst heute ver-
schiedene Parteien, Organisationen, 
Gruppen, Gewerkschaften sowie die 
H aus be  setzerinnenszene.
Auch nach 1975, dem Todesjahr des 
Diktators, formierten sich, vermutlich 
auf Anweisung der Regierung, rechts-
extreme Terrorbataillone, die zu einem 
guten Teil aus Polizisten bestanden, 
und eröff neten die Jagd auf Linkspat-
riotistinnen. 
Mit dem Statut von Guernika, dem Sta-
tut des Baskenlandes, von 1979 wurden 
der baskischen Regierung weitgehende 
Hoheitsrechte zugestanden. Baskisch 
wurde dem Spanischen gleichgestellt. 
Die ETA verlor, anders als das links-
patriotistische Spektrum als Ganzes, 
immer mehr die Unterstützung der 
Bevölkerung. Nicht zuletzt, weil sie 
immer wahlloser tötete. Bomben in 
Einkaufszentren sowie Anschläge auf 
Angestellte der staatlichen spanischen 
Telefongesellschaft lösten in der Be-
völkerung Unverständnis und den Ruf 
nach einem Ende der Gewalt aus. 1998 
erklärte die ETA einen unbefristeten 
Waff enstillstand. Insgesamt verloren 
seit der Gründung der Organisation 
zwischen 800 und 1 000 Menschen ihr 
Leben, nicht eingeschlossen die zirka 
200 Baskinnen, die während der letzte n 

Bereits im 19. Jahrhundert tauchten 
erste Forderungen nach Autonomie 
des Baskenlandes auf. Diese müssen 
als Reaktion ländlicher Bevölkerungs-
schichten und des Mittelstandes auf 
die Folgen der Industrialisierung, z.B. 
die Zuwanderung von spanischen Ar-
beitern in das Baskenland, begriff en 
werden. Die 1895 gegründete Baskische 
Nationalpartei PNV versuchte dem 
Modernisierungsprozess mit völkisch 
– rassistischen und folkloristischen For-
derungen zu begegnen.
Während des Spanischen Bürgerkrieges 
(1936 - 1939) kämpften die Baskinnen 
auf der Seite der Republikaner.
Nach dem Krieg rächten sich die Fran-
kisten. Sie ließen das Baskenland v. a. 
im Sozialbereich und Bildungsbereich 
ausbluten. Baskisch wurde von der 
Zentralregierung unter harten Strafen 
verboten. 
1959 gründeten Studierende aus dem 
Umfeld der PNV als Reaktion auf deren  
Untätigkeit die ETA (Euskadi ta Askata-
suna = Baskenland und  Freiheit), in der 
sich bis heute 10 000 – 15 000 Baskinnen 
engagiert haben. Die Ausrichtung der 
Organisation war linkspatriotistisch, 
antikapitalistisch und konsequent 
antifaschistisch. Ab 1967 ging die ETA 
zum Angriff  auf Symbole des Systems, 
ab 1968 zur Stadtguerillataktik über. 
Das Regime reagierte äusserst hart, 

Die Linke im Baskenland –
progressiver Patriotismus? 

Berlin bis 1994 auf das auch noch heu-
tige Niveau der für alle Ost–Länder 
geltenden Bundes–Ergänzungszuwei-
sungen, hier von 2,5 Mrd. Euro jährlich. 
Nicht zuletzt wegen dieses rabiaten 
Ausstieges aus einer jahrzehntelan-
gen Subventionierung befi ndet sich 
Berlin wie kein anderes Land in einer 
bereits lang anhaltenden strukturellen 
Wirtschaftskrise mit entsprechenden 
Auswirkungen auf sinkende Steuerein-
nahmen bei gleichzeitig wachsenden 
Sozialausgaben. 
Bundesweit war 1993 letztmalig ein 
Rezessions–Jahr, die anderen ostdeut-
schen Länder rutschten im vergan-
genen Jahr erstmals wieder in eine 
solche. In Berlin jedoch gab es seit 1996 
nur ein Jahr – 2000, als sich der Regie-
rungs– und Parlamentsumzug aus-
wirkte –, wo die Wirtschaftsleistung 
gegenüber dem Vorjahr nicht zurück 
ging. Heute ist Berlin – preisbereinigt 
– auf die Wirtschaftskraft von 1991 
zurück gefallen – bundesweit werden 
durchschnittlich 116,8 % der damaligen 
erreicht. Die Berliner Steuereinnahmen 
waren 2002 so niedrig wie seit 1993 
nicht mehr. Andererseits stieg in der 
selben Zeit die Zahl der ausschließ-
lich von Sozialhilfe Abhängigen von 
200 000 auf 260 000 – auf der Stadt 
lasten damit zweieinhalbmal so hohe 
Sozialhilfeausgaben pro Kopf wie auf 
den anderen ostdeutschen Kommunen. 
Außerdem brechen die öff entlichen Ein-
nahmen wegen der von allen bundespo-
litisch relevanten Parteien – ausgenom-
men PDS – betriebenen Steuerpolitik 
weg und werden immer unkalkulierba-
rer. So wurden nach dem Beschluss der 
„Steuerreform 2000“ Berlin für 2002 
Einnahmen an Steuern und Zufl üssen 
aus dem Länderfi nanzausgleichs–Sys-
tem von 12,42 Mrd. Euro prognostiziert 
– tatsächlich konnten dann nur 10,46 
Mrd. Euro vereinnahmt werden. Nach 
der jüngsten Steuerschätzung vom 
November werden 2003 Berlin 480 Mio. 
Euro Einnahmen – d. h. fast 5 Prozent 
gegenüber einer nur ein halbes Jahr 
zurückliegenden Planung! – fehlen.
All das sind gute objektive Gründe für 
eine Klage gegen die bestehende Fi-
nanzverfassung der BRD.

Dr. Thomas Enke

Im Hintergrund: Bilder von politischen Gefangenen

die ungekürzte Fassung:
www.pds–berlin.de/partei/
deba/031202enke.html 

i n f o
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25 Jahre von Polizei 
und Guardia Civil er-
mordet wurden.
Anfang 2002 wurde 
Herri Batasuna, der 
politische Arm der 
ETA, verboten. Die 
Partei hatte 1998 bei 
den Wahlen zum bas-
kischen Parlament bei 
einer Wahlbeteiligung 
von 70% immerhin 
fast 20% der Stimmen 
auf sich vereinen kön-
nen. 
Von einer Gleichbe-
rechtigung der Baskischsprecherinnen 
ist das Baskenland noch weit entfernt. 
Baskischsprecher erscheinen dem spa-
nischen Staat als potenzielle Terroris-
ten und geraten sehr schnell ins Visier 
der Staatsmacht, die willkürlich Men-
schen verhaften sowie mit fadenschei-
nigen Argumenten inhaftieren und 
verurteilen lässt. In den Gefängnissen 
sind Folter und Vergewaltigung keine 
Ausnahmen. Heute gibt es in Spanien 
mehr politische Gefangene aus dem 
Baskenland als zur Zeit des Frankis-
mus. Die politischen Gefangenen ver-
büßen häufi g sehr hohe Haftstrafen 
(ETA - Terroristinnen werden schon 
mal zu 380 Jahren Haft verurteilt) und 
sitzen zudem oftmals in Anstalten 
ausserhalb des Baskenlandes ein. Zwar 
haben Angehörige das Recht, Familien-
mitglieder und Freundinnen im Knast 
zu besuchen, doch allein die großen 
Entfernungen zwischen Wohnort und 
Gefängnis (z.B.auf den Kanarischen 
Inseln) verunmöglichen regelmässige 
persönliche Kontakte. Angehörigeni-
nitiativen erfahren die Zustimmung 
und Unterstützung fast der gesamten 
Bevölkerung. Obwohl 90% der Kinder 
in den Schulen Baskischunterricht (als 
Mutterspache oder Fremdsprache) 
erhalten, gibt es noch immer nicht 
in allen Regionen baskischsprachige 
Schulen. Die einzige baskischsprachige 
Tageszeitung wird jährlich mit 700.000 
Euro von der Regierung in Madrid 
bezuschusst. Regierung und Polizei 
setzen ebenso wie die ETA ihnen unan-
genehme Reporterinnen unter Druck. 
Die gesamtspanischen Medien beur-
teilen den Konfl ikt des Landes in einem 
einfachen, Madrid genehmen, Schwarz 
- Weiss - Schema. Vor 3 Jahren wäre der 
baskischsprachige Teil der Universität 
beinahe dem Sparwahn zum Opfer 
gefallen. Lediglich ein gemeinsamer 
Streik von spanischsprachigen und bas-

„Unser Plan: ein sozialistischer Staat der Basken“

Am 1. Januar 2004 wird das 
10 jährige Jubiläum des Auf-
standes der zapatistischen 
Befreiungsarmee EZLN gefeiert. 
Neben der Stadt San Cristobal de 
las Casas haben die Zapatistas 
am Neujahrstag 1994 die Rat-
häuser von vier weiteren wich-
tigen Städten in Chiapas einge-
nommen. 
Aus Anlaß des Inkrafttreten 
des Nordamerikanischen Frei-
handels abkommens NAFTA (eine 
der ersten Neoliberalen Gewalt-
akte der Neuen Weltordnung) 
sagten die Indigenas „Ya basta!“ 
(Es reicht) – zum Vergessen, 
zur Marginalisierung, und zum 
praktischen Ausschluss aus dem 
gesellschaftlichen Leben seit 
mehr als 500 Jahren.

Soli–Aktion

kischsprachigen Studierenden konnte 
dies verhindern. Die Prioritätenset-
zung beim Kürzen von Geldern spricht 
für sich.
Es sollte jedoch nie vergessen werden, 
wie schnell für progressive Ziele ge-
nutzter Patriotismus in sein Gegenteil 
umschlagen kann. Wo die Nation zum 
Selbstzweck (im Interesse der Herr-
schenden) wird, schlägt Patriotismus 
in Nationalismusum. Der im Oktober 
von der PNV unter Mitwirkung der ETA 
verfasste „Plan Ibarretxe“, der als neues 
Statut für das Baskenland gehandelt 
wird, defi niert Baskentum ethnisch 
und legt das Baskische als einzige 
Sprache des Baskenlandes fest. Damit 
diskriminiert er nicht nur Auslände-
rinnen, Migranten und Spanier aus 
anderen Teilen Spaniens, sondern auch 
die spanischsprachigen Baskinnen. Von 
Sozialismus ist in diesem Plan keine 
Rede mehr. 
Für die Mehrheit der Linkspatriot-
isten stellt der „Plan Ibarretxe“ 
keine Lösungsoption dar. Die Idee 
eines unabhängigen Baskenlandes 
ist für sie unaufkündbar mit der 
Vorstellung einer emanzipatorischen, 
nicht - kapitalistischen, ökologischen 
Gesellschaft verbunden, in der jede 
Baskin sein kann, die Baskin sein 
möchte.

Lisa Lotta (z. Zt. im Baskenland)
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In Bolivien scheint jeder Wille zur poli-
tischen Veränderung unweigerlich mit 
einer sozialen Revolte verbunden zu 
sein. Erst dann, wenn der Aufstand ein-
setzt, richtet sich die Aufmerksamkeit 
der Welt auf das arme Andenland, von 
dem sie sonst, aufgrund seiner gegen-
über Argentinien, Brasilien oder selbst 
Chile ökonomischen Rückständigkeit, 
kaum Notiz nimmt.
Dem Geist der Revolte verschrieben, ist 
in Bolivien ihre Vollendung stets unge-
wiss. Sinn und Zweck des Aufbegeh-
rens ergeben sich vielmehr im Prozess 
selbst, der wie ein Fluch fortdauernd 
unabgeschlossen bleibt. Hier wird mit 
schwer berechenbaren, sprunghaften 
Maßstäben, aber mit einer in der Regi-
on kaum vergleichbaren Radikalität ge-
handelt. Spontaneität steht gleichsam 
als Markenzeichen für eine eigenartige 
politische Kultur, die auf die Geschich-
te des Landes verweist. Die politische 
In  stabilität, die solch eruptive Rebel-

lionen hervorzurufen imstande ist, 
entspricht aber hier immer einer Vor-
ahnung dessen, was der ganzen Region 
politisch und sogar historisch bevor-
steht. Bolivien kann als Südamerika in 
potentia, als dessen seismographischer 
Ausdruck bezeichnet werden.
Eingemauert durch die Anden, die 
Meeresküste allzu fern, die man an 
den Erzfeind Chile im Pazifi kkrieg 1879 
verlor, dem Weltmarkt als Binnenland-
provinz weitgehend verschlossen, aber 
auch bar aller kalkulierbarer Schemata 
zweckrationaler politischer Auseinan-
dersetzung, - das Andenland wirkt in 
den Augen der Welt wie eine Schrulle 
des Unzeitgemäßen, das Vergangenes 
als Ideologie oder Zukünftiges als Uto-
pie aufzuzeigen vermag, dem Takt der 
Gegenwart jedoch nicht folgend. In 
Zeiten des Aufruhrs - immer kurz, aber 
heftig - blitzt Bolivien auf. Aus der blo-
ßen Geographie wird beobachtbare, er-
lebbare Geschichte. Sobald die Revolte 
abklingt, kehrt aber das Land zum ge-
wohnten Schlummertrott zurück, zur 
Sparfl amme, bis es der nächste Aufruhr 
noch einmal auffl  ammen lässt.
Jedem Aufbegehren haftet hier etwas 
Ekstatisches an, das sich nach und nach 
zu realhistorischer Tendenz mausert. 
Die Revolte erwächst aber hier aus den 
Urgründen der säkularen, brutalen 
Unterdrückungs- und Ausbeutungs-
geschichte der mehrheitlich autoch-
thonen Bevölkerung, die zusammen 
mit Mischlingen und einer Handvoll 
deklassierter Weißer das Gewissen des 
Andenlandes verkörpert.
Dieses Land ist eben Bolivien, das sich 
in der politischen Revolte zu geschicht-
lichen Taten aufschwingen kann, in 
ruhigeren Zeiten jedoch wie ein Na-
turschutzpark merkwürdiger Ethnien, 
unkatalogisierter Arten wirkt. Hier ist 
der Zwiespalt landeskonstitutiv. Gera-
de auf diesem Territorium, auf dem 
noch Franziskaner-Kirchen stehen, 

in denen Indios in 

einem von den Geistlichen erlernten 
Latein aus dem 16. Jahrhundert noch 
heute voller Inbrunst die Messen sin-
gen, um dann bei sozialer Zuspitzung 
dem Ruf des Generalstreiks zu folgen.
Schon in der Kolonialzeit fürchteten die 
Spanier panisch dieses Gebiet, gelegen 
im Hochperu, aber auch in den breiten 
Tälern des Südens - die eher an Argen-
tinien erinnern und in denen der Geist 
der Rebellion in jeder Indio-Hütte oder 
selbst in den Kreolen-Häusern lauerte -, 
oder die Undurchdringlichkeit der Tro-
pen, wo die ersten südamerikanischen 
Guerilleros phasenweise Zufl ucht 
fanden, um gegen die Kolonialmacht 
aufzubegehren. Die spanischen Herren 
wussten um die aufrührerische Latenz 
dieses Zentrums, dieses Schmelztie-
gels des Aufstands. Hier war nichts zu 
bändigen, nichts langfristig zu unterjo-
chen, nicht einmal die raue Umgebung, 
die zerklüftete Natur.
Anfang des 19. Jahrhunderts ertönten 
dort die ersten Stimmen gegen das 
Kolonialjoch und ihr Schrei verhallte 
in der weiten, bizarren Geographie 
des Landes, bis dieses Ursignal zur 
Entmachtung der Spanier auf das um-
liegende, argentinische, peruanische, 
ekuadorianische oder chilenische Um-
land überging.
Im 20. Jahrhundert verblüff te Bolivien 
dann die Welt mit der an Einzigartig-
keit und Radikalität kaum zu übertref-
fenden Aprilrevolution von 1952, die 
den jungen Ernesto Ché Guevara bald 
zum antiimperialistischen Guerilla-
„Fokus“-Krieg inspirierte. Das „koloni-
alisierte Indianerding“ schien aufgrund 
der Umbrüche in Bolivien allmählich 
zum Menschen zu werden. Peruanische 
oder ekuadorianische Indios schöpften 
Hoff nung. Und ihre jeweiligen Oligar-
chien zitterten vor möglicher Nachah-
mung. Eine tief greifende 
Bodenreform, eine neue, 
demokratische Verfas-
sung, die 

Die Furie des Aufruhrs 
und der Zwiespalt der Demokratie

In Bolivien erstürmen die Indios die politische Macht

Carlos Mesa
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reale Abschaff ung der Leibeigenschaft 
und umfassende ökonomische Refor-
men schienen dem Land eine bessere 
Zukunft zu verheißen. Lateinamerikas 
Hoff nungen erwachten erneut. Plötz-
lich waren auch die Augen der Welt 
auf das vergessene Bolivien gerichtet, 
bis die dortige, noch feudal gebliebene 
Nationaloligarchie mit Hilfe der USA 
den revolutionären Anfang ausbremste 
und zum Stillstand brachte. Militärput-
sche folgten, bei denen Bolivien den 
traurigen Weltrekord hält.
Die Regierung des linkslibera-
len Hernán Siles Suazo been-
dete jedoch 1982 die Zeit der 
Militärdiktaturen. Von da an 
verwies die Demokratie das 
Militär in die Schranken der 
Kaserne. Alles schien in den 
Bahnen einer umfassenden 
Modernisierung zu laufen, die 
dem Land mehr Freiheit und 
Gerechtigkeit bringen sollte. 
Die erste, institutionelle, parla-
mentarische Phase der Demo-
kratie setzte jedoch ein, ohne 
die unerlässliche soziale Frage 
zu beantworten, die auch in 
Bolivien immer den eigentlichen Grund 
von Rebellionen darstellte.
Heute scheint sich eine Neuaufl age der 
revolutionären Ereignisse vom 1952 an-
zukündigen. Eine etwa dreimonatige, 
lang anhaltende Revolte beendete - von 
der Straße her - die Präsidentschaft von 
Gonzalo Sánchez de Lozada, der am 17. 
Oktober unter dem Druck der mehr-
heitlich indianischen Opposition nach 
blutigen Auseinandersetzungen mit 
über 70 Toten zurücktreten musste. 
Am gleichen Tag wuschen Kinder und 
Greise in La Paz, El Alto und Cochabam-
ba symbolisch Blutfl ecken aus der boli-
vianischen Fahne, um den Neuanfang 
zu bekunden.
Erstarkt durch den Erfolg steht jedoch 
die Verwirklichung weiterer politischer 
Forderungen auf der Tagesordnung, 
während das bürgerliche Lager zu Mä-
ßigung und Versöhnung aufruft - im-
mer dann, wenn es schwach geworden 
ist.
Während der Gringo „Goni“ Sánchez 
mit ein paar noch loyaler Minister nach 
Miami fl üchtete, wählte zeitgleich das 
Parlament verfassungsgemäß einen 
neuen Präsidenten. „Jetzt geht’s erst 
los!“ riefen zugleich Demonstranten 
in La Paz und in der Vorstadt El Alto. 
„Die Revolte ist längst nicht beendet!“ 
– auch nicht mit dem Regierungsantritt 
des 50jährigen Vizepräsidenten Carlos 

Mesa, einem parteiunabhängigen, als 
gemäßigt geltenden Journalisten, der 
ein Referendum zur Konsensfi ndung 
über den sog. „Gaskrieg“ und die 
Ausrufung einer Nationalversamm-
lung versprochen hat. Mesa wird bis 
zu Neuwahlen provisorisch das Land 
führen. Keine leichte Aufgabe, der 
permanenten, angekündigten Revolte 
entgegenzuwirken, bis womöglich der 
erste indianische Präsident - der eins-
tige Kokabauer Evo Morales hätte die 

besten Chancen - Bolivien regiert. Das 
Minimalziel der linksindianischen Op-
position scheint erfüllt. Doch wirkliche 
Ruhe ist noch nicht eingekehrt.
Umfassende Reformen von Legislative 
und Exekutive werden anvisiert, die 
Zurücknahme der unlängst in Kraft ge-
tretenen Steuerreform und, das ist z. Z. 
das dominierende Thema, alternative 
Strategien zum Export der Bodenschät-
ze sind ins Auge gefasst - wie das kürz-
lich entdeckte, auf Trillionen Kubik-
metern geschätzte Erdgasvorkommen 
im Süden des Landes. Die von Morales 
geführte linke MAS (Movimiento al 
Socialismo), die bei den Wahlen am 30. 
Juni vorigen Jahres 20,9% der Stimmen 
gewann, will nun - zusammen mit 
dem radikalen Aimara-Indioführer Fe-
lipe Quispe, der an der Spitze der MIP 
(Movimiento Indígena Pachakuti) steht 
- den Export der großen Erdgasvor-
kommen durch das eigene Land über 
Peru erzwingen und nicht - wie bisher 
geplant - durch den vermeintlich kür-
zeren und einfacheren Weg über einen 
chilenischen Hafen, der dann von einer 
Pipeline via Mexiko in die USA führen 
soll. Wer die nötigen Investitionen zu 
dieser Option, die zweifellos Tausende 
Arbeitsplätze schaff en würde, aufbrin-
gen soll, ist allerdings nicht bekannt. 
Helfen könnten nur die linksdemokra-
tisch regierten Länder Argentinien und 

Brasilien, auch im eigenen Interesse, da 
das bolivianische Erdgas als besonders 
reichhaltig und preiswert gilt. Doch 
beide Länder werden einen möglichen 
Zwist mit den US-Amerikanern abwä-
gen müssen.
„Erdgas zuerst für die Bolivianer!“ 
skandiert man indes bei Kundgebun-
gen in La Paz, Cochabamba oder Oruro. 
„Nieder mit dem Yankee-Imperialis-
mus!“ Durch weitere, guerillaartige 
Blockierungen der wichtigsten Stra-

ßen des Landes fordern sogar 
etwa 20% der Bevölkerung die 
sofortige Einführung des „bo-
livianischen Sozialismus.“ „Die 
Weißen nach Spanien!“ hört 
man auch gelegentlich aus 
dem Lager der radikalen MIP. 
Ein umgekehrter Rassismus ist 
hier unüberhörbar.
Eine bleierne Bredouille. Das 
US-Establishment ist bestürzt 
und das nationale Bürgertum 
erschüttert, die „Bleichgesich-
ter“ des Landes zutiefst ver-
ängstigt. Soll das indianische 
Dienstmädchen etwa jetzt 
Herrin werden? Und der Kof-

ferträger indianischer Herkunft auf 
dem Flughafen das jahrzehntelang ge-
tragene Gepäck plötzlich fallen lassen, 
den einstig weißen Herren umrempeln 
und selbst in das Flugzeug einsteigen, 
womöglich in der ersten Klasse Platz 
nehmen? Könnten sich die Ereignisse 
des Jahres 1898 wiederholen, fragt sich 
die weiße Minderheit, als die Indios an 
die 100 Großgrundbesitzer und Kadet-
ten in der damaligen Hauptstadt Sucre 
töteten, ihre Leichen zerstückelten, um 
dann die zerhackten Glieder zu verspei-
sen? Selbst ein Priester, erzählt man, 
der zur Versöhnung der indianischen 
Rebellen mit den in einer Kaserne 
verschanzten Weißen herbeieilte, soll 
keine Gnade gefunden haben. Die In-
dios hätten kurzerhand aus dem noch 
zittrigen und warmen Leib des Geistli-
chen das „weiße“ Herz aus der Brust ge-
rissen. „Seitdem fl ießt auch weißes Blut 
in den Indioherzen“, sagen die Weißen. 
Alter Mythos oder Wirklichkeit? Die 
Angst jedenfalls sitzt tief, die säkulare 
Feindschaft ist noch nicht geschlichtet, 
und das Land scheint weiterhin unre-
gierbar.
Doch weitere Probleme erschüttern das 
Land. In den unterschiedlichen Regio-
nen erheben sich immer stärker födera-
listische, gar separatistische Stimmen. 
Bolivien droht auseinander zu fallen. 
Im östlichen Santa Cruz de la Sierra 

Alltag in Bolivien
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z. B., inzwischen die größte und bevöl-
kerungsreichste Stadt des Landes, ist 
der rassistisch motivierte Regionalis-
mus sehr stark geworden, obgleich die 
Bevölkerung auch dort mehrheitlich in-
dianisch ist. Die weiße Elite regiert noch 
in der Stadt. Kürzlich bewaff neten sich 
dort Tausende zur Verteidigung der 
sog. „Camba-Nation“ gegen die „Kollas“ 
(die in den Anden lebenden Indios), die 
wie eine „schwarze Lawine“ über das 
„spanisch-kastillische Camba-Land“ 
hereinbrechen könnten. „Weg mit den 
Indios!“ heißt es dort, wo die meisten 
Erdölreserven des Landes liegen.
Im südlichen, an der Grenze zu Ar-
gentinien befi ndlichen Tarija, wo das 
o. g. Erdgas gefunden wurde, werden 
ähnliche Forderungen erhoben. Das 
„Bolivien der Regionen“, in dem immer 
noch zentralistisch - von La Paz aus - re-
giert wird, droht nun der Kollaps, wenn 
nicht sogar der endgültige Zerfall oder 
das Verschwinden als Nation. Und der 
soziale Sprengstoff  sorgt weiterhin für 
Revolten, die die soziale Zerrüttung des 
ganzen südamerikanischen Subkonti-
nents zum Ausdruck bringen.

Dr. Hugo Velarde
Der in La Paz (Bolivien) geborene und in Berlin 
lebende Autor ist Schriftsteller und Philosoph.

Filmreihe: „Berlin – geteilte Stadt im Film“

Billy Wilder in Berlin

Da habt ihr euch mal wieder selbst 
ertappt – bei der Popularisation dieser 
soziologischen und wirtschaftlichen 
Disharmonie zwischen Zonis und Wes-
sis und dabei ist das Ganze doch schon 
über 13 Jahre her.
Die Wilhelm-Pieck-Straße gibt es heute 
nicht mehr und Nudossi ißt man auch 
im Westen der Stadt zum Frühstück. 
Auch wenn nicht alle Deutschen von 
Kindheitserinnerungen im IKEA-Plas-
tikballpool reden können oder nach 
dem Sandmann zu Bett gegangen sind: 
von der geteilten Stadt ist jetzt nicht 
mehr viel übrig. Am Checkpoint Charlie 
können sich die Touristen ihre Portion 
„Mauergeschichte“ von der ehemals in 
Sektoren zergliederten Hauptstadt mit-
nehmen. Zerklüftet und gegensätzlich 
ist sie noch immer, die Stadt mit dem 
Bären. Vom Mauerbau bis zur  Wieder-
vereinigung: Berlin war und bleibt das 
Zentrum der deutschen Geschichte. 
Nach ihrem USA-Studium war die 
Sozialwissenschaftlerin Iris Praefke 
überzeugt: eine Filmreihe muss her! 
Sie überzeugte die Chefs des Kinos 
Nikelodeon ebenso wie die Humboldt 
Universität zur Zusammenarbeit, um 

Berlin als geteilte 
Stadt auf 35 mm 

Zelluloid zu 
thematisieren. 
Zehn Filme 

hat sie an Land geschaff t,  die das ehe-
mals durch Mauern getrennte Berlin 
dokumentieren. 
Die enorme gesellschaftliche Brisanz 
hat den Filmen nicht immer für Pu-
blikumsströme gesorgt, manchmal 
verstaubten die Werke wegen „wegen 
anti-sozialistischer Tendenzen“ auch 
im Archiv der Behörden. 
Weil diese Filme zu ihrer Entstehungs-
zeit als „Kassengift“ galten, haben sich 
nur wenige Filmemacher im Westen 
mit der Teilung der Stadt befasst,. 
„Was uns das Herz zerreißt, dass fi ndet 
Billy Wilder komisch“, empörte sich 
1961 die Berliner Zeitung über den Film 
„Eins, Zwei, Drei“. Der erhoff te Erfolg 
für den jüdischen Regisseur blieb aus, 
nur in Amerika fand der Film ein dank-
bareres Publikum.
Ob ein nach Liebe suchenden Engel 
oder ein Ex-Häftling, der seine vereinte 
Stadt neu entdecken muss - von schrul-
liger Komik bis zur tragischen Liebes-
geschichte ist in der Filmreihe „Berlin 
– geteilte Stadt im Film“ alles dabei. 
Bis zum 18. Februar werden die ge-
schichtsträchtigen Filme gezeigt, je-
weils Donnerstag um 17:15 Uhr werden 
die Filme durch einen Vortrag von Jour-
nalisten, Wissenschaftlern, Autoren 
sowie Diskussionen mit den Filmema-
chern ergänzt.
Seht euch die alten (n)ostalgischen Srei-
fen, jeniesst eurer Pilsener und erfreut 
euch an der idyllischen Wohnzimme-
ratmosphäre im Nikelodeon! Ihr werdet 
begeistert sein: Berlin, Berlin, Du bist so 
wunderbar!
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Der Großbezirk Pankow nimmt in der 
Statistik der rechtsmotivierten Straf-
taten einen der traurigen Spitzenplätze 
ein (76 Straftaten, 85 Propagandadelik-
te – das sind 20% der stadtweit bekann-
ten Vorfälle) und liegt auf dem 2. Platz 
der Bezirksämter, die am häufi gsten 
Flüchtlingen elementare Lebenshilfen 
wie Unterkunft, Verpfl egung und Klei-
dung verweigern. 
Auch die örtliche Antifa weist seit vie-
len Jahren auf die wachsenden rechts-
extremen Organisationsstrukturen 
und die sich etablierende Infrastruktur 
wie Läden, Kneipen und Treff punkte im 
Bezirk hin.
Um diesen Zuständen wirksamer ent-
gegentreten zu können, die Ausein-
andersetzung mit Rechtsextremismus 
und seiner Folgen für die BürgerInnen 
zu fördern, Gegenstrategien zu ent-
wickeln und umzusetzen sowie die 
Bezirksöff entlichkeit für das Thema 
zu sensibilisieren, beauftragten die 
BVV–Fraktionen von SPD, PDS und Grü-
ne das Bezirksamt im Februar 2001 eine 
qualitative Studie zu diesem Thema in 
Auftrag zu geben.
Diese Studie sollte die konkreten 
Erscheinungsweisen von Rechts-
extremismus analysieren, eine  Be-
standsaufnahme der bestehenden 
Gegenkonzepte beinhalten sowie pro-
blem- und ressourcenorientierte Hand-
lungsempfehlungen aussprechen.
Anfang 2003 erhielt dann das Zentrum 
Demokratische Kultur (ZDK) den Auf-
trag diese Studie bis Mai  zu erstellen. 
Dazu befragte das ZDK in über 100 
Interviews, Gruppengesprächen und 
Fachkonferenzen bezirkliche Akteure 
in den Bereichen Schule, Jugend, Sport, 
Polizei und Verwaltung.
Daraus entstanden Situationsanalysen 
für:
1. Rechtsextreme Tendenzen (Existenz 
und Bedeutung rechter Parteien, 
Kamerad schaften, Jugendcliquen, mili  -
tante Gruppen wie „Vandalen“, Läden 
etc.), 
2. Rassistische Tendenzen (Migrant-
Innen fühlen sich teilweise bedroht, 
haben Gewalterfahrungen, Probleme 

mit Behörden, beklagen mangelnde 
Zivilcourage der BürgerInnen Pankows, 
fühlen sich nicht erwünscht),
3. Antisemitische Tendenzen (antisemi-
tische Untaten auf Friedhöfen, Schmie-
rereinen, antisemitische Denkmuster 
in allen Bevölkerungsteilen, „Jude“ als 
Schimpfwort unter Jugendlichen).
Um die Verbreitung und Erschei-
nungsweisen dieser drei rechten Ten-
denzen zu überprüfen, erstellte das 
ZDK Überblicke in den drei besonders 
betroff enen Bereichen Schule, Jugend 
und Sport. Diese verdeutlichen be-
stehende Mängel an Sensibilität und 
Auseinandersetzung, geben konkrete 
Handlungsempfehlungen und stellen 
schon bestehendes bezirklichen zivilge-
sellschaftliches Engagement vor.
Die Kernforderungen des ZDK sind 
Aufbau/Förderung von Zivilcoura-
ge durch Vernetzung und politische 
Bildung, antirassistische Öff entlich-
keitsarbeit des Bezirks und Zusammen-
arbeit mit BVG (um die Bahnhöfe, die 
als rechte Treff punkte für Minderhei-
ten „Angstzonen“ sind, und deren Um-
gebung wieder sicher zu machen).
In der öff entlichen Präsentation des 
Aktionsplans für Pankow bestärkten 
Bezirksbürgermeister Kleinert (PDS), 
Jugend-Bezirksstadträtin Keil (PDS) und 
Vertreter der Bezirksfraktionen den 
Willen zur Umsetzung der Handlungs-
empfehlungen und eine Begleitung der 
Maßnahmen. Dazu soll ein bezirklicher 
Ansprechpartner mit allen engagier-
ten Experten (Jugendamt, Schulen, 
Freizeiteinrichtungen, Antifa–Projekte 
etc.) die nun folgenden Maßnahmen 
planen, organisieren und sich um die 
Umsetzung kümmern.

Oskar Krüger

Der Lokale Aktionsplan für Pankow 
kann im Büro der BVV abgeholt werden 
(Fröbelstr. 17, Haus 7)

Lokaler Aktionsplan gegen Rechtsextremismus, Rassismus 
und Antisemitismus für Pankow enthüllt rechte Infra-
struktur und bestehende Diskriminierungsformen von 
MigrantInnen

Aktion gegen Rechts

Naziaktivitäten in Berlin (von oben nach unten):  
Aufmarsch gegen NPD-Verbot 2000,  
Nazianwalt Mahler am 1.Mai 2001,
Feierlichkeiten zum Tag der deutschen Einheit,
Aufmarsch 1.Mai 2003, 
Fascho mit „Landser“-T-Shirt
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Was ist Cannabis?
Cannabis indica oder sativa kommt 
aus dem afrikanischen und asiatischen 
Raum. Der Hauptwirkstoff  ist das 
Delta-9 Tetrahydrocannabinol (THC) 
in den Blüten der weiblichen Pfl anze. 
Neben seiner therapeutischen Wirkung 
(entspannend, krampfl ösend, schmerz-
lindernd...) wird es unter Jugendlichen 
und Erwachsenen wegen seiner leich-
ten Rauschwirkung geschätzt. Die Ge-
fahr körperlicher Abhängigkeit besteht 
nicht, auch Langzeitschäden konnten 
bisher nicht nachgewiesen werden. 
Aber auch hier ist alles eine Frage der 
Dosis. Und Drogenmissbrauch ist auf 
jeden Fall gefährlich. Der Rausch hängt 
im wesentlichen von der Situation und 
vom Zustand ab, in welchem der Ge-
nuss erfolgt: Müdigkeit, aber auch er-
höhte Aktivität, Redseligkeit, aber auch 

anhaltendes Schweigen, das Gefühl, 
klarer und kreativer denken zu können, 
werden als Wirkungen genannt. Auch 
die männlichen Pfl anzen sind nützlich 
und könnten für die Herstellung von 
Textilien oder Seilen oder als Futter-
pfl anze genutzt werden. Doch dies ist 
z. Zt. noch verboten. Interessant: in der 
DDR wurden aus den Cannabinoiden 
der Herba Cannabis sativae recens Tink-
turen gegen Schlafl osigkeit hergestellt, 
indischer Hanf galt aber als Rauschgift 
und war verboten.

Aktuelle Drogenpolitik 
Durch die Politik des alten SPD/CDU-
Senats (exemplarisch für die gesamte 
BRD), weiche Drogen zu kriminalisieren 
und deren Konsumenten gesellschaft-
lich auszugrenzen, ist der Konsum von 
Cannabis keineswegs drastisch gesun-
ken, geschweige denn völlig eliminiert 
worden. Sie muss daher als gescheitert 
bezeichnet werden. Ein Beweis dafür 
ist die Sterblichkeit durch illegalen 
Drogenkonsum, die in Deutschland bei 
20,0 pro Million EinwohnerInnen liegt, 
in den Niederlanden jedoch nur bei 2,4. 
Ganz off enbar haben die Niederlande 
mit ihrer liberalen Drogenpolitik grö-
ßere Erfolge als die repressive Drogen-
politik in der BRD (als einziges Land der 
EU nehmen hier die KonsumentInnen-
zahlen ab). Der niederländische Gesetz-
geber hat aufgrund wissenschaftlicher 
Untersuchungen einen Unterschied 
zwischen Drogen mit unannehmbaren 
Risiken für die Gesundheit und Hanf-
produkten, deren Risiko als weniger 
groß eingeschätzt werden, gemacht. In 
den Niederlanden geht man davon aus, 
dass der Umstieg von weichen auf har-
te Drogen eher soziale als physiologi-
sche Ursachen hat. Wenn Jugendliche, 
die weiche Drogen konsumieren, dies 
in einem Umfeld tun können, indem sie 
nicht mit der kriminellen Subkultur für 
harte Drogen in Berührung kommen 
(wie in Coff ee-Shops), entsteht eine so-
ziale Schwelle, die den Umstieg von wei-
chen auf harte Drogen erschwert. Diese 
Erkenntnis erschließt sich hierzulande 
leider nur den wenigsten Politikern, 
doch im Berlin der heutigen Zeit schei-
nen andere Uhren zu ticken. Eine große 
Koalition aus SPD, PDS, Grüne und FDP 
wollen den Besitz von 15 Gramm (z. Zt. 

6g) Haschisch nicht mehr strafverfol-
gen. Dies ist ein erster Schritt, doch 
er darf nicht der letzte bleiben, denn 
auch weiterhin werden das gefundene 
Hasch beschlagnahmt und eine Anzei-
ge erstattet, und der Cannabisgenuss 
ist immer noch illegal und mit teuren 
bürokratischen Folgen verbunden (ein 
Polizeieinsatz kostet 1500 Euro pro 
sichergestelltem Gramm Cannabis). 
Die Berliner Justizsprecherin Boehnke 
lieferte ein nun mögliches Szenarium: 
sei das Projekt der PDS-Sozialsenato-
rin Knake-Werner erfolgreich, „könne 
überlegt werden, ob nicht der Senat 
eine bundesweite Gesetzesinitiative 
startet, um das Betäubungsmittelge-
setz zu ändern, mit dem Ziel, Cannabis 
von der Drogenliste zu streichen“. Einzi-
ger Wermutstropfen: nachdem Knake-
Werner zuerst eine freie Abgabe von 
Hasch in Apotheken als Modellversuch 
ankündigte, ist dies mittlerweile „nicht 
mehr geplant.“ Nur CDU, Polizei und 
Drogenbeauftragte des Senats fordern, 
angesichts des „hohen Niveaus“ des 
Drogenmissbrauchs, ein Abrücken von 
der geplanten liberalen Drogenpolitik - 
dabei sind Schnapsfl aschen, Zigaretten, 
Pillenschachteln und Spielhallen-Jetons 
weitaus verbreiteter - Mittelchen die 
vom Recht auf Sucht gedeckt sind.
Illegale Drogen, wie Heroin oder XTC, 
forderten im Jahr 1998 1674 Todesop-
fer - eine fast verschwindende Zahl im 
Vergleich zu den Opfern von Nikotin 
und Alkohol. Jährlich sterben fünf Mio. 
Menschen weltweit an den Folgen des 
Tabak- und Alkoholkonsums. Cannabis 
bleibt bei den illegalen Suchtstoff en 
klar die Nummer eins. Rund fünf Mil-
lionen Menschen zwischen zwölf und 
59 Jahren sind damit vertraut. Aber die 
verbreitete Meinung Cannabis würde 
zum Konsum harter Drogen führen ist 
falsch. Ca. 95% der Heroinkonsumen-
ten haben früher Cannabis geraucht, 
aber lediglich 5 % der Kiff erInnen grei-
fen irgendwann auf härtere Drogen 
zurück. Das ist ein Unterschied und 
sicher haben auch 95% der Heroin-
konsumenten früher geraucht oder 
Kaff ee getrunken. Die Förderung der 
Gesundheit der Bevölkerung und die 
Einschränkung des Drogenkonsums 
sind die postulierten Ziele der staatli-
chen Drogenpolitik. Nachdem jedoch 

Recht auf Rausch? oder 
Keine Politik gegen Pfl anzen!
Kurze Geschichte der 
deutschen Drogenpolitik
1766 Der hessische Landgraf 

Friedrich II. von Kassel ver-
hängt das erste Kaff eeverbot 
in Deutschland.

1920 Verabschiedung des ersten 
deutschen Opiumgesetz 
nachdem im ersten Weltkrieg 
tausende Soldaten heroinab-
hängig geworden waren. 

1929 Im Deutschen Reich wird 
das Opiumgesetz durch das 
Gesetz über den Verkehr mit 
Betäubungsmitteln ersetzt, 
das die staatliche Kontrolle 
erhöhte und gleichzeitig eine 
Höchststrafe für den illegalen 
Handel von bis zu drei Jahren 
vorschrieb. 

1972 Infolge der repressiven Ent-
wicklung in den USA kommt 
es zur Revision des deutschen 
Betäubungsmittelgesetzes 
(BtmG) und zu einer 
eklatanten Verschärfung 
der Strafbestimmungen, die 
nun eine Höchststrafe von 10 
Jahren Gefängnis vorsahen.

1981 Die Höchststrafe für sog. 
schwere Rauschgiftkrimina-
lität wird auf 15 Jahre herauf-
gesetzt.
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zahlreiche medizinisch e Studien die 
therapeutische Wirkung von Cannabis 
eindeutig positiv beurteilten, hatte der 
Gesetzgeber nichts anderes zu tun, als 
z.B. Aidskranken den rechtsfreien Raum 
der Selbstaufzucht von Cannabis-Pfl an-
zen zu verbauen. Drogenkonsum ist 
aber kein kriminologisches, sondern al-
lenfalls ein soziales oder medizinisches 
Problem. Wenn überhaupt schadet 
sich der oder die DrogenkonsumentIn 
höchstens selbst. Weder sind jedoch 
Extremsportarten noch übermäßiges 
Alkoholtrinken oder gar der Freitod 
strafbar. Vater trinkt abends sein Bier 
und manchmal einen Klaren dazu, 
Mutter qualmt, das gilt als völlig nor-
mal. Die Dose mit dem Inhalt nach 
dem deutschen Reinheitsgebot macht 
Feste schöner und beschwingter, auf 
die Zigarette danach schwören auch die 
meisten. Würde die Regierung Alkohol 
und Zigaretten verbieten, käme es ohne 
Frage zu einem Aufstand unter der Be-
völkerung. Drogen - durch die Politik  
willkürlich in legale und illegale einge-
teilt - sind Bestandteile unseres Lebens, 
Wegbegleiter des Menschen schon seit 
über tausend Jahren. Der sinnvolle Um-
gang mit ihnen muss erlernt werden. 
Dazu bedarf es neben der Aufhebung 
sinnloser Verbote auch Aufklärung und 
eine Versachlichung der gesellschaftli-
chen Debatte. Trotzdem sollte allen klar 
sein, dass Drogen nicht als tägliche Auf-
putscher genutzt werden sollten und es 
sich nüchtern am besten debattieren 
oder demonstrieren lässt.

Was sagt die Wissenschaft dazu?
Von 1996 bis 1998 hatte der Soziolo-
gieprofessor Dieter Kleiber der FU Ber-
lin fast 1500 Kiff erInnen für eine vom 
Gesundheitsministerium geförderte 
Studie befragt. Ergebnis: Die Droge 
Cannabis macht nicht süchtig und ist 
auch keine Einstiegsdroge. Verbreitet 
wurden die Ergebnisse unter CSU-Bun-
desgesundheitsminister a.D. Seehofer 
nicht. Die Karlsruher Ärztin Ingeborg 
Sibler betont, dass Cannabis in der 
Medizin, etwa nach Chemotherapien, 
erfolgreich eingesetzt werden könn-
te. Für Jugendrichter Werner Sack ist 
angesichts der geringen Gefährlich-
keit und der weiten Verbreitung das 
Konsumverbot von Cannabis nicht zu 
begründen.

Fazit
In der jetzigen politischen Debatte soll-
te noch mal auf einiges aufmerksam 
gemacht werden:

Genauso wie mensch zwischen 
leichtem und starkem Tabak unter-
scheiden kann, muss mensch auch 
zwischen weichen (Haschisch, Ma-
rihuana) und harten (Heroin, LSD, 
XTC...) Drogen unterscheiden, wobei 
die weichen Drogen weitaus we-
niger schädliche Nebenwirkungen 
haben, als legale Drogen wie Tabak 
und Alkohol - dies ist unwiderleglich 
bewiesen.
Weiche Drogen machen nicht phy-
sisch abhängig (Zittern, Angstatta-
cken etc.) oder süchtig. Jedoch sind 

und bleiben es Drogen die psychisch 
abhängig machen können. Dies ist 
aber von KonsumentIn zu Konsumen-
tIn anders und liegt meist auch an 
anderen persönlichen Problemen. Bei 
sog. Dauerkonsumenten (ca. 2% aller 
Kiff erInnen) liegt eine Abhängigkeit 
vor, aber auch sie können aussteigen. 
Eine Studie zufolge weist Cannabis 
unter allen legalen und illegalen 
Drogen das geringste Abhängigkeits-
risiko auf.
Es ist ein Trugschluss weiche Drogen 
als Sprungbrett zu harten Drogen 
zu bezeichnen, erwiesenermaßen 
griff en 85% der Aussteiger innerhalb 
eines Jahres auch zu keinen ande-
ren illegalen Drogen. Der Cannabis-
konsum hat in seiner Zielrichtung 
eine mehr beruhigende Wirkung, die 
Drogen Kokain und Heroin hingegen 
eine stark euphorisierende. Es han-
delt sich also um zwei völlig unter-
schiedliche Dinge.
Cannabis kann auch heilen. So hilft 
es z.B. Aidskranken gegen die Appe-
titlosigkeit, lindert Schmerzen und 
beruhigt. Nicht nur im Nahen Osten 
auch hierzulande war Haschisch lan-
ge und traditionell in der Kulturge-
meinschaft eingebettet gewesen, so 
wurde es früher sogar in der Kirche 
mit Weihrauch und Myrrhe gehand-
habt.
Das ein Verbot kurzsichtig ist liegt 
auf der Hand. Ein Verbot bedeutet 
immer, dass irgendetwas gefähr-
lich ist. Erstens reizt dies besonders 
die Neugierde und zweitens wenn 
mensch nun feststellt, dass es mit 
der Gefährlichkeit der Droge nicht 
so weit her ist, kommt mensch mög-
licherweise auf die Idee, dass auch 
andere Drogen ungefährlich sind. Die 
Verbotspolitik produziert sich also 
die Probleme, die sie eigentlich zu 
bekämpfen vorgibt.

Oskar Krüger

Law for Kids: mit solchen Comics werden us-amerikanische Jugendliche über die Gefahren von Marihuana aufgeklärt

•

•

•

•

•
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linke Publikation vs. Satiremagazinlinke Publikation vs. Satiremagazin
Übungsaufgabe für angehende Zeitungsmacher Lektion 1

Ordnen Sie die  folgenden sechs Begriffl  ichkeiten den 
gezeigten Titelbildern zu!
pseudokritisch – medienkritischer Ansatz
Belanglosigkeit – konkreter Vorschlag
schlechtes Wortspiel – hintergründige Fragestellung

Die
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Ein großer Wurf, die Ausgabe zum 25 jährigen Bestehen 
der „Tageszeitung“. 1978 war eine Zeitung mit alternativen 
Gedankengut, gesellschaftskritischem Impetus und frecher Kommentierung 
der bundesdeutschen Wohlstandsallüren eine echte Novität. Leider, wie 
so oft in Politik und Publizistik, landete das wie ein Tiger gestartete 
Unternehmen als Bettvorleger für arrivierte 68er in Armani-Outfi t.
Die Krönung dieses Niedergangs stellt die Jubiläumsausgabe dar: Vergessen 
die Ideologiekritik an der Bürger verdummenden Rolle der Springer-Presse, 
an vorderster Front die Bild-Zeitung, vergessen die Analyseverdrossenheit 
der Spaßgesellschaft, vergessen auch die Verpfl ichtung ernstzunehmender 
Zeitungsmacher zu Aufklärung und Abwehr eines Häppchenjournalismus, der 
Halbwahrheiten und Platitüden wohlfeil hält. Nein, fröhlich nach dem Slogan 
handelnd, kommt reiht Euch ein, wir wollen alle so spaßig wie Guido sein, 
übergab die Redaktion der taz das Zepter an den Chefredakteur der Bild-
Zeitung Kai Diekmann und an andere erlesene Meinungsmacher. So konnten 
wir ein Interview mit Altkanzler Kohl lesen, dass sein Lieblingskommunist 
sein Mathematiklehrer gewesen sei. Nebenbei lernten wir vom Saumagen-
Gourmand etwas über linkes Versagen und linken Verrat. Dieter Bohlen 
schreibt einmal nicht über Geschlechtsteile irgendwelcher Hupfdohlen, 
sondern über seine Jusozeit. Hitler-Biograph Joachim C. Fest erklärt uns, 
warum Gröfaz (Größter Führer aller Zeiten) Adolf Hitler ein Linker war und 
am neuen Menschen sich abarbeitete. 
Das Gruselkabinett könnte man fortsetzen mit Eberhard Diepgen -leider 
spricht er nicht über die Berliner CDU und die Banken-Affäre - , mit Michael 

Glos, Jörg Schönbohm, Hans-Olaf Henkel, Peter Boenisch, RTL-Chef 
Hans Mahr (Darf man sich als Grüner über Schumis Siege freuen?). 
Auch Gabi Zimmer will nicht fehlen und kritisiert mutig munter 
- nach zwanzig Jahren stolz getragenem DDR-Maulkorb - Fidel 
Castro und Hugo Chavez. 
Vielleicht hat der Chefredakteur der großbürgerlichen FAZ Frank 
Schirrmacher recht, wenn er in dieser Ausgabe schreibt, dass 
Taz-Leser Masochisten seien. Der Kolumnist der Bildzeitung 
Franz Josef Wagner schildert süffi sant, wie linke Politiker 
(damit meint er die grüngetünchten FDPler um J. Fischer) rechts 
leben: „Die Pfl astersteinwerfer aus Frankfurt, Joschka und 
Co., landeten letztlich alle im besten Restaurant des Westends 
- bei Klaus Trebes im ‚Gargantua’ (Menü 50 bis 65 Euro, z.B. 
Kutteln mit Morcheln!).” Der große Irrtum 
der „Lieblingsfeinde”, wie die taz ihr 
Jubiläums-Sudelteam selbst nennt, ist es, 
Joschka und Co., die Taz-Redakteure und 
andere Wohlstandszombies als Linke zu 
bezeichnen, denn schon diesen 68ern und 
den später Geborenen fehlt jede Berührung 
mit den Ausgebeuteten, Ausgegrenzten und 
Schwachen der Gesellschaft. Ihr Links-Sein 
war schick und modern, weiter nichts. Man 
hing die Toilettentüren aus, man war ja so 
frei in der Kommune, man stolzierte nackt 
durch die WG, rauchte seinen Joint und hielt 
das für revolutionär. So konnte bei einem 
Urbayern wie Michael Glos, der besser 
mit rechten Schmuddelecken vertraut ist, 
der Eindruck entstehen, dies wäre eine 
„linke” Schmuddelecke, aus der die taz nun 
endlich herauskommen wolle. Quo vadis, ihr 
Wohlstandskinder?
Ein großer Wurf, diese Ausgabe zum 25 
jährigen Bestehen der „Tageszeitung”, ein 
Wurf in die große Mülltonne für solchen uns 
täglich von allen Seiten servierten Schund!

Hier kommt der ultimative Vorschlag! 
Nein, nicht Bungeespringen oder Ba-
sejumping – Schwarzfahring heißt der 
Trend der Neuzeit! 
Mit nur 40 Euro bist du dabei, inklusive 
tätlichen Übergriff vom bulligen 
Schwach  maten und schnippischen Kom-
mentar von schlecht blondierter Mitt-
vierzigerin. Ganz Harte erfreuen sich 
noch Monate später an den Briefen der 
Süd�Westdeutschen�Inkasso�KG (auf-
preispfl ichtig) und den aktuellen Deut-
schen Charts in deren Warteschleife.
Ja, die Berliner Verkehrsbetriebe  sind 
supertoll und haben viel zu bieten: 
schlechten Service,  kaputte Automaten, 
geschlossene Bahnhöfe in der Nacht, 
Verspätungen und eben dieses Wahn-
sinnsangebot für Adrenalinjunkies.
Das sowas nicht länger zu solch güns-
tigen Preisen fi nanzierbar ist, versteht 
sich von selbst. So wird erst einmal das 
„Sozialticket“ ersatzlos gestrichen 
(wer braucht das schon?) und das 
Standart ticket gilt nur noch für eine 
Fahrt. Schließlich müssen zukünftig 
nicht nur die allseits beliebten Kon-
trolletis bezahlt werden sondern auch 
der „Kontrolleur für den Kontrolleur“. 
Leider kein Witz, die BVG will nach 
massiven Beschwerden ebensolche in 
den Dienst stellen. Da bleibt einem nur 
noch der BVG weiter sinkende Fahrgast-
zahlen zu wünschen  und Rio Reiser mit  
„Mensch Meier“ zu zitieren:

„Nee, nee, nee, eher brennt die BVG!
Ich bin hier oben noch ganz dicht,

der Spaß ist zu teuer,
von mir kriegste nüscht!“

Auf der Suche nach dem finalen Kick?Auf der Suche nach dem finalen Kick?
Gelangweilt vom Leben? Gelangweilt vom Leben? 

Rio Reiser Lyrics unter: riolyrics.de

Zur Jubiläums-
Zur Jubiläums-ausgabe der taz
ausgabe der tazDie Wohlstandszombies
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Redaktionstreff en
jeden 1. und 3. Donnerstag im Monat,
19:00 Uhr
im „Laden im Dritten“
Kopenhagener Straße 76
10437 Berlin

Sagt uns Eure Meinung!
Den Rotdorn Nr.37 fand ich

Themenauswahl

Aufmachung

Bester Artikel der Ausgabe

Warum? Weil,

Deine Kritik:

Schreibt mal was über:

Ich hab den Rotdorn

(Note 1-6)

(Note 1-6)

(Ort bzw. Anlaß/Gegebenheit) erhalten

Ich lese den Rotdorn     regelmäßig     zum 1. Mal; zum     Mal

Ich bin      Jahre alt.

Sichert Euch die nächste Ausgabe:
Abonniert kostenlos den Rotdorn!

Ich abboniere kostenlos den  
Rotdorn. (Die Portokosten 

werden durch die Anzeigen ge-
deckt. Don‘t worry.)

Ich würde gerne ein paar mehr Rotdörner 
verteilen.
Bitte schickt mir          Rotdörner.
Meine Telefonnummer ist die:

Ich möchte die Rotdorngruppe 
mal kennenlernen und zu einem  
Treff en eingeladen werden.

Ich möchte den Rotdorn-
Newsletter erhalten. Meine 
e-mail-Adresse ist:
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19. Januar, 18:00 Uhr
F ilmreihe „Recht auf Faulheit“: Tage aus dem 

Leben Ilja Oblomows (UdSSR 1979) 
Filmauff ührung und Abschlussdiskussion zu 

unserer Filmreihe mit Knut Elstermann (Radio Eins) 
und Susanne Grunewald (Initiative Off -Filmtage 
Potsdam, angefragt) und Stefanie Holuba 
(Autorin: „An der Grenze des Marxismus - Arbeiten 
Paul Lafargues“)
Filmmuseum Potsdam, Marstall, 14467 Potsdam

20.Januar
Großdemonstration gegen die Berliner Sparmaß-
nahmen im Bildungs- und Sozialbereich
Nähere Informationen in der Tagespresse

23.Januar, 18:00 Uhr
„Gesichter des Irak 2003“ – Galeriegespräch
„Gesichter des Irak 2003“ heißt die neue Ausstel-
lung in den Veranstaltungsräumen der „Hellen 
Panke“. Gezeigt werden Gesichter von IrakerInnen, 
die vom Leben im Krieg „erzählen“, von Schicksa-
len der einfachen Menschen, fotografi ert von der 
Fotojournalistin Gabriele Senft. Wir laden Sie recht 
herzlich zum Gespräch mit Gabriele Senft ein.
Helle Panke, Kopenhagener Straße 9, 10437 Berlin

23. Januar
Konzert – The Busters & Les Hurlements
SO36 – Kreuzberg

31. Januar, ab 21:00 Uhr
Punk-Rock und Bier – 
„Lasst uns einen trinken - bevor die Preise sinken“
Im „Bandito Rosso“; Lottumstraße 10a Berlin 

11.Februar, 18:00 Uhr
Berliner Bankenskandal - eine (Zwischen)Bilanz
mit Mitgliedern des Untersuchungsausschusses 
des Abgeordnetenhauses von Berlin und 
weiteren Gästen
Rosa Luxemburg Stiftung, Konferenzraum, 
Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin

3./4. April
europaweiter Protesttag gegen Sozialabbau und 
die neoliberale Politik
Nähere Informationen in der Tagespresse
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Bitte mit 
45 Cent 

frankieren

An 
Rotdorn
Postfach 870106
13161 Berlin

Mein Lösungswort:

Name:
Anschrift:

Sagt uns eure Meinung! Benotet den Rotdorn, 
Themenauswahl und Aufmachung. Sagt uns wel-
che Themen ihr vermisst habt und welche in die 
nächste Ausgabe sollen. Außerdem habt ihr die 
Möglichkeit und auf der Rückseite etwas über Euch 
zu verraten. Natürlich haben die Antworten auf der 
Rückseite keinen Einfl uss auf die Gewinnchancen.

Wehr dich gegen die

WEHRPFLICHT

Montag bis Freitag
10 - 18 Uhr

Kopenhagener Str. 71
fon: 44 01 300

www.kampagne.de

Und zu gewinnen gibt es drei CD‘s und weitere fünf 
Einsender werden mit einem Trostpreis, der aus jeweils 
zwei Markenkondomen besteht, bedacht. Die Gewin-
ner werden in der nächsten Ausgabe bekanntgegeben.

1 2 3 4 5 6

Kleiner Tipp: das Lösungswort ist im Bereich der aktuellen 
Studentenproteste angesiedelt Beratung zur

Kriegsdienstverweigerung

Die Gewinner der letzten Ausgabe:
René K., 25 Jahre
Franziska K., 18 Jahre
Jana G., 16 Jahre

Herzlichen Glückwunsch!

waagerecht

1 Weltreligion

2 „Farben“ des Berliner Senats

3 Geburtsort von Luxemburg, 
Hauptstadt von Polen

4 Aufsehen errregendes 
Ärgernis

5 EU-Land mit positiver Dro-
genpolitik

6 „religiöser Haarwuchs“

7 franz./span „rebellisches“ 
Grenzgebiet

8 Pleitestadt

9 Studentenvertretung

10 Canabis, Stein, Shit

senkrecht

11 ehem. CDU-Generalsekretär, 
„soziales Gewissen“

12 höchstes Gut der 
Wissensgesellschaft

13 Vorname eines kürzlich 
verhafteten Diktators

14 enger Freund von 
Luxemburg

3 internationale Finanz-
institution

15 erster SPD-Kanzler

16 Farbe der Liebe

17 Studentenvertretung der 
Humboldt-Uni

18 Stadt der Liebe

19 anderes Wort für 
Kriegsdienst

Das Preisratsel
11

5

4 14

1

12

6

10
1

7

13

9

3
3

15

5 16
4

2
6

172

19

8

18

Rätsel lösen, Karte abschicken, gewinnen!Rätsel lösen, Karte abschicken, gewinnen!




